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Das Wichtigste in Kürze 

Um einen Überblick über die Umsetzung der IIZ in den Kantonen zu erhalten, führt die Nationale IIZ 
bei den IIZ-Koordinatorinnen und IIZ-Koordinatoren regelmässig eine Bestandesaufnahme zur Aus-
gestaltung der kantonalen IIZ-Strukturen durch. Die Ergebnisse dienen den Kantonen als Orientie-
rungsgrundlage, um die eigenen IIZ-Strukturen zu reflektieren und weiterzuentwickeln. Die vorlie-
genden Auswertungen basieren auf der Erhebung 2023. 

Teil 1: Kantonale IIZ-Strukturen 

Die Kantone übernehmen in der Umsetzung der IIZ eine zentrale Rolle. Sie sorgen dafür, dass die IIZ 
in den Verwaltungs- und Vollzugsstellen gelebt und gefördert wird. Bei der Umsetzung von IIZ 3.0 
und dem Rückkoppelungsprozess zwischen der kantonalen und nationalen IIZ sind sie für den Wis-
senstransfer innerhalb und zwischen den Kantonen zuständig. Durch geeignete Strukturen und 
Massnahmen erkennen sie Herausforderungen und Fragestellungen in der Zusammenarbeit und 
können diese in die nationale IIZ einbringen. 

Bildung und Migration in die IIZ integrieren 
In den letzten Jahren zeichnete sich in den Kantonen eine Tendenz ab, die Zusammensetzung der 
an der IIZ beteiligten Partnersysteme an jene der Nationalen IIZ anzugleichen. Im Rahmen des Um-
setzungskonzepts IIZ 3.0 wird empfohlen, die Bereiche Bildung und Integration in die IIZ-Strukturen 
zu integrieren, was in gut der Hälfte der Kantone bereits umgesetzt ist.  

Politisch-strategische Verankerung 
Eine politisch-strategische Verankerung der IIZ besteht in den meisten Kantonen in Form von Steu-
erungsgremien sowie Regierungsratsbeschlüssen oder Rahmenvereinbarungen. Diese bilden die 
normativ-politische Voraussetzung für eine erfolgreiche Umsetzung der IIZ. Die Hauptaufgabe der 
Steuerungsebene liegt in der Festlegung der strategischen Ausrichtung. Die nachhaltige Integration 
in Arbeit und Ausbildung ist das übergeordnete Ziel. Eine strategische Planung, die Entscheidungen 
zur Erreichung der langfristigen Ziele umfasst und regelmässig überprüft werden kann, fehlt in den 
meisten Kantonen. Unklar bleibt auch, wie die vorhandenen Strukturen genutzt werden, um eine IIZ-
Kultur zu etablieren. 

Operativ-strategische Umsetzung 
Die operativ-strategische Ebene der fallunabhängigen Zusammenarbeit ist in vielen Kantonen aus-
baufähig. Sie spielt eine wichtige Rolle bei der Umsetzung der IIZ und verbindet die strategische 
Ebene mit der konkreten Fallarbeit. In etwa der Hälfte der Kantone gibt es neben den Steuerungs-
gremien auch Entwicklungs- und Koordinationsgremien oder entsprechende Fach- oder Arbeits-
gruppen. Solche Austauschgefässe fördern die Zusammenarbeit zwischen unabhängigen Instituti-
onen und verknüpfen politische Entscheidungen mit der operativen Umsetzung. In knapp der Hälfte 
der Kantone fehlen solche institutionalisierten Austauschgefässe. 

Alle Kantone verfügen über eine IIZ-Koordinatorin oder einen IIZ-Koordinator. Diese sind jedoch un-
terschiedlich positioniert, was sich auf Funktion, Legitimation und verfügbare Ressourcen auswirkt. 
In neun Kantonen sind sie als eigenständige Geschäftsstelle mit entsprechenden Ressourcen orga-
nisiert. In den anderen Kantonen sind sie innerhalb einer Partnerinstitution tätig, wobei die Rolle als 
IIZ-Koordinator:in eine Zusatzaufgabe ist. 
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Fallbezogene Zusammenarbeit  
Die interinstitutionelle Zusammenarbeit zielt darauf ab, die Integrationschancen von Menschen in 
komplexen Lebenslagen zu verbessern, indem Angebote effektiver genutzt werden. Die Kantone 
verfolgen in der fallbezogenen Zusammenarbeit unterschiedliche Ansätze: Rund die Hälfte arbeitet 
im Rahmen der Regelstrukturen mit festen Vereinbarungen, die andere Hälfte setzt interdisziplinäre 
Fallteams ein und orientiert sich am Konzept des Case Managements. Um Aussagen darüber zu ma-
chen, welches der beiden Modelle erfolgreicher ist, sind weiterführende Recherchen erforderlich, die 
auch Wirkungsindikatoren berücksichtigen. Dies war jedoch nicht das Ziel der Bestandesaufnahme. 

Teil 2: Kantonale Koordinationsprojekte 

Die interinstitutionelle Zusammenarbeit wird primär in den Kantonen umgesetzt. Die Mitarbeitenden 
der IIZ-Partnerinstitutionen (ALV, IV, Sozialhilfe, Bildungs- und Migrationsbehörden) stehen in direk-
tem Kontakt mit den Betroffenen und den Arbeitgebenden. Sie sind nahe an den Fragen und Her-
ausforderungen der täglichen Zusammenarbeit. Die Institutionslogiken sind nach wie vor stark. In-
teressen- und zielgeleitet passen sie oft nicht optimal zusammen. Um die sich daraus ergebenden 
Herausforderungen in der Praxis zu lösen, braucht es die übergeordnete politische oder strategische 
Ebene. Wie die zahlreichen Projekte und Programme zeigen, sind die Kantone bereit, die drängenden 
Koordinationsfragen anzugehen und pragmatische Lösungen zu finden.  

Die IIZ-Koordinator:innen haben in der Befragung 47 Schnittstellenprojekte gemeldet1. In fast allen 
Kantonen gibt es mindestens ein Projekt. Obwohl die IIZ-Partner an den Schnittstellen aktiv zusam-
menarbeiten, laufen die Projekte nicht immer unter dem «Label IIZ». Würden alle interinstitutionellen 
Aktivitäten unter dem IIZ-Label geführt, würde dies die Sichtbarkeit und Akzeptanz der IIZ erhöhen. 

Bei den meisten Projekten und Vorhaben im vorliegenden Bericht handelt es sich um dauerhafte 
Kooperationen. Am häufigsten koordinieren die Kantone die Zusammenarbeit an der Schnittstelle 
zwischen ALV und Sozialhilfe. Die zu klärenden Fragen sind an dieser Schnittstelle vielfältig, was sich 
in den vielen Projekten widerspiegelt. Auch zwischen dem Bildungsbereich und den IIZ-Partnern 
wurden zahlreiche Projekte genannt. Die Verteilung dieser Projekte auf die Kantone ist jedoch un-
terschiedlich. In einigen Kantonen ist die Zusammenarbeit aktiver, in anderen weniger. Die Anzahl 
der Koordinationsprojekte zwischen ALV und Migration oder zwischen IV und Sozialhilfe ist bisher 
noch gering. 

Obwohl in der kantonalen Praxis aktiv an verschiedenen Schnittstellen zusammengearbeitet wird, 
bleiben Fragen und Herausforderungen offen, die auf übergeordneter Ebene zu klären sind. 

– Lücke zwischen Ende der Vorleistungspflicht der ALV und erster IV-Rentenzahlung. 

– Innovative Idee und Grundlagen für gemeinsame Finanzierungstöpfe 

– Fehlende rechtliche Rahmenbedingungen, um den Informationsfluss und damit das Fallma-
nagement optimaler zu gestalten.  

 
 
 
 

 
1 Die im Folgenden aufgeführten Projekte erheben keinen Anspruch auf Vollständigkeit. Es ist möglich, dass in den Kantonen 
weitere Koordinationsprojekte, Zusammenarbeitsvereinbarungen oder etablierte Vorhaben bestehen, die in der Bestandes-
aufnahme von den Koordinator:innen nicht genannt wurden. 
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1. Einleitung 

Die Interinstitutionelle Zusammenarbeit (IIZ), wie wir sie heute kennen, gibt es seit 2011. Die ersten 
Vorschläge für eine IIZ kamen aus den Kantonen. Die beiden Konferenzen der kantonalen Volks-
wirtschaftsdirektorinnen und -direktoren (VDK) und der kantonalen Sozialdirektorinnen und -direk-
toren (SODK) verfassten entsprechende Empfehlungen. Sie schlugen unter anderem die Schaffung 
von kantonalen IIZ-Koordinationsstellen vor. Diese sollen gemeinsam mit den beteiligten Instituti-
onen in den Kantonen die Zusammenarbeit im System der sozialen Sicherheit fördern2. Die meisten 
Kantone verfügen heute über eine solche Anlaufstelle oder Ansprechperson. Ausserdem haben die 
meisten Kantone seither Strukturen der interinstitutionellen Zusammenarbeit auf- und ausgebaut. 
Bei der Ausgestaltung der kantonalen IIZ-Strukturen spielen sowohl die situativen Rahmenbedin-
gungen als auch die Bedeutung, die der IIZ beigemessen wird, eine Rolle. Entsprechend unter-
schiedlich sind die Strukturen und die Verankerung der IIZ in den Kantonen.  

Interinstitutionelle Zusammenarbeit bezeichnet die Zusammenarbeit zwischen zwei oder mehreren 
Institutionen im Bereich der sozialen Sicherheit, der Integration und der Bildung. IIZ ist ein interdis-
ziplinärer Ansatz. Sie verfolgt das übergeordnete Ziel, die Integrationschancen von Menschen in 
Bildung und Arbeit zu verbessern und die verschiedenen Systeme optimal aufeinander abzustim-
men. Unter Berücksichtigung der bestehenden Strukturen und Gesetzgebungen überwindet sie 
Systemgrenzen durch  

▪ Koordination (der Leistungen und der Systeme) 

▪ Kooperation (zwischen Institutionen und Fachpersonen) 

▪ Kommunikation (gegen innen und aussen) 

▪ Vereinfachung und Transparenz der Prozesse 

Dieses Verständnis von IIZ kann sich auf den Handlungsebenen (operativ-strategisch, fachlich-
strategisch, politisch-strategisch) unterschiedlich manifestieren, je nachdem welche Akzente ge-
setzt werden. Die kantonalen IIZ orientieren sich in der Regel an dieser Definition, können aber in 
der Umsetzung einzelne Aspekte unterschiedlich betonen. 

Um eine Übersicht über die Umsetzung der IIZ in den Kantonen zu erhalten, führt die Nationale IIZ 
in regelmässigen Abständen eine Befragung bei den kantonalen IIZ-Koordinatorinnen und Koordi-
natoren durch. Den Kantonen bietet die Übersicht eine Orientierungsgrundlage, um die eigenen IIZ-
Strukturen anhand guter Praxisbeispiele zu reflektieren und weiterzuentwickeln. Die vorliegende 
Übersicht basiert auf einer Bestandesaufnahme im Jahr 2023. Es wurden Angaben zu folgenden 
Aspekten abgefragt:  

– Wie sind die kantonalen IIZ-Strukturen ausgestaltet?  

– Wie ist die IIZ im Kanton verankert (z.B. gesetzliche Grundlagen)?  

– Welche Ziele werden verfolgt und welche Aufgaben übernimmt die IIZ?  

– Gibt es Kriterien, wann ein Fall ein IIZ-Fall ist?  

– Laufen Projekte, die IIZ-Aspekte bearbeiten oder für die IIZ relevant sind?  

 
2 Vgl. Empfehlungen der VDK und SODK zur Förderung der interinstitutionellen Zusammenarbeit (IIZ) SODK_Empfehlun-
gen_D 

https://www.gl.ch/public/upload/assets/1130/SODK_Empfehlungen.pdf?fp=1
https://www.gl.ch/public/upload/assets/1130/SODK_Empfehlungen.pdf?fp=1
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Nachdem die ersten Auswertungen vorlagen, konnten die IIZ-Koordinatorinnen und IIZ-Koordina-
toren im Sommer 2024 Rückmeldungen dazu geben. Diese flossen in die weiteren Auswertungen 
ein. 

Aufbau des Berichts  
Der Bericht ist in zwei Teile gegliedert. Der erste Teil befasst sich mit der Ausgestaltung der kanto-
nalen IIZ-Strukturen. Im letzten Kapitel des ersten Teils wird zudem die fallbezogene Zusammen-
arbeit in der jeweiligen kantonalen Praxis beleuchtet. Der zweite Teil des Berichts widmet sich den 
Koordinationsprojekten, welche die Kantone eingerichtet haben, um die Zusammenarbeit zwischen 
den IIZ-Partnerinstitutionen zu verbessern. Die Unterkapitel sind thematisch nach den für die IIZ 
relevanten Schnittstellen zwischen zwei oder mehreren IIZ-Partnern gegliedert.  
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2. Wie ist die IIZ in den Kantonen ausgestaltet und veran-
kert? 

Die Invalidenversicherung (IV) und die Arbeitslosenversicherung (ALV) sind obligatorische Sozial-
versicherungen. Die Sozialhilfe ist eine kantonale Aufgabe. Die Berufsbildung ist eine gemeinsame 
Aufgabe von Bund, Kantonen und Organisationen der Arbeitswelt, geregelt durch das Berufsbil-
dungsgesetz. Das Asyl- und Ausländerrecht wird vom entsprechenden Bundesgesetz definiert. Die 
unterschiedlichen rechtlichen und politischen Rahmenbedingungen, verbunden mit unterschied-
lichen Logiken der beteiligten Institutionen und heterogenen Berufszugehörigkeiten mit jeweils ei-
genen Kernkompetenzen, stellen hohe Anforderungen an die institutionsübergreifende Zusam-
menarbeit (Nadai et al. 2015). Der Aufbau von IIZ-Strukturen hilft, der komplexen Herausforderung 
gerecht zu werden. Sie schaffen den formalen Rahmen für gegenseitige Abstimmungs- und Aus-
handlungsprozesse über Ziele, Zuständigkeiten, Verhaltensweisen etc., damit eine tragfähige Basis 
für die organisationsübergreifende Zusammenarbeit entstehen kann (Bühlmann & Wimmer 2007).  

Das vorliegende Kapitel befasst sich mit der Ausgestaltung der kantonalen IIZ-Strukturen. Wie gut 
und umfassend die IIZ in den Kantonen verankert ist, lässt sich einerseits an der Ausgestaltung der 
IIZ auf den drei Interaktionsebenen (politisch-strategisch, operativ-strategisch, fachlich-strate-
gisch) ablesen. Andererseits liefert die Anzahl der in die IIZ involvierten Partnersysteme Hinweise 
auf die Reichweite und Bedeutung der IIZ.  

2.1 Beteiligte IIZ-Partnersysteme  

In den letzten Jahren zeichnete sich in den Kantonen eine Tendenz ab, die Zusammensetzung der 
an der IIZ beteiligten Partnersysteme an jene der nationalen IIZ anzugleichen. Lange Zeit waren in 
den meisten Kantonen nur die drei Institutionen des Systems der sozialen Sicherheit (ALV, IV, So-
zialhilfe) an der IIZ beteiligt. Teilweise ist es auch heute noch so. Dies trifft auf die fünf Kantone FR, 
GE, GL, VD und ZG zu (vgl. Abbildung 1). Die übrigen Kantone haben die Zusammensetzung um die 
Bereiche Bildung und Migration erweitert. In sechs Kantonen sind neben den beiden Sozialversi-
cherungen und der Sozialhilfe entweder der Migrationsbereich (AG, JU) oder der Bildungsbereich - 
entweder die Berufsbildung (SG, ZH) oder die Berufs-, Studien- und Laufbahnberatung (LU, 
OW/NW, UR, ZH) – Teil der IIZ. In 12 Kantonen (AR, BE, BL, BS, GR, NE, SH, SZ, SO, TG, TI, VS) ent-
spricht die Zusammensetzung der IIZ derjenigen der nationalen IIZ mit den drei Institutionen der 
sozialen Sicherheit, dem Bildungsbereich und dem Migrationsbereich. In einigen Kantonen sind 
weitere Partner beteiligt, wie die SUVA (GR, SG, VS), der Gewerbeverband (SG, SO), die Ärztegesell-
schaft (SG) oder die berufliche Vorsorge (SG).  

Im Rahmen der Weiterentwicklung der Nationalen IIZ (IIZ 3.0) wird den Kantonen empfohlen, wo 
dies noch nicht der Fall ist, auch die Bereiche Bildung und Integration in die IIZ-Strukturen zu in-
tegrieren. Dieser Empfehlung sind verschiedene Kantone gefolgt. So wird beispielsweise der Kan-
ton Genf in den nächsten Jahren die IIZ für weitere Bereiche öffnen (Bildung, Integration von Aus-
länder:innen, Ergänzungsleistungen, Leistungen nach KVG usw.). Mit der Ausweitung der IIZ auf 
diese Bereiche sollen die Bemühungen um die berufliche Integration weiterentwickelt und aufge-
wertet werden. Im Kanton Waadt laufen Bestrebungen, die Zusammenarbeit mit dem Bildungsde-
partement zum Thema Grundbildung und Beschäftigungsfähigkeit zu intensivieren.   
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Abbildung 1: Zusammensetzung der kantonalen IIZ nach Partnerinstitutionen 

Quelle: Befragung kantonale IIZ-Koordinator:innen 2023 

Lesebeispiel: Im Kanton Bern beteiligen sich sechs Institutionen an der IIZ (blauer Balken). Diese sind (gestrichelte Balken): 
ALV/RAV, IV, Sozialhilfe (SH), Berufsbildung, Berufs-, Studien- und Laufbahnberatung (BSLB) und Migration.  

2.2 Politisch-strategische Ebene  

Die Verankerung der IIZ in der kantonalen Gesetzgebung (z.B. Arbeitsmarktgesetz) oder durch ei-
nen Regierungsratsbeschluss (RRB) verleiht der IIZ eine normative Legitimation und gibt ihr einen 
übergeordneten politisch-strategischen Rahmen. In den konsultierten RRB sind in der Regel die 
Rahmenbedingungen der IIZ-Strukturen, die strategische Zielsetzung oder die Ressourcenzutei-
lung festgehalten. Wie die Befragung bei den kantonalen IIZ-Koordinator:innen zeigt, ist die IIZ vor 
allem in den Kantonen der Romandie gesetzlich verankert. In allen vier Kantonen, in denen dies der 
Fall ist, ist die IIZ im kantonalen Gesetz über die Beschäftigung und den Arbeitsmarkt (FR, VS), im 
Arbeitsmarktgesetz (BE) oder im Arbeitslosengesetz (GE) verankert. In den Kantonen FR, GE, VS ist 
die IIZ zudem im Sozialhilfegesetz festgehalten. Die Arbeitsmarktintegration ist im Kanton Aargau 
ein Ziel der Sozialplanung, was der «Kooperation Arbeitsmarkt» ein starkes politisches Commitment 
gibt.  

In zehn Kantonen regelt ein RRB die institutionsübergreifende Zusammenarbeit, wobei die Verab-
schiedung des RRB in einzelnen Kantonen mehr als zehn Jahre zurückliegt. Die Kantone GR, SO 
und ZH haben zusammen mit dem RRB die Details der Strukturen und der Zusammenarbeit in 
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einem IIZ-Konzept festgelegt. Neun Kantone regeln die Zusammenarbeit zwischen den beteiligten 
Institutionen durch Vereinbarungen. Dabei handelt es sich um Verwaltungs- oder Rahmenverein-
barungen, Leistungsvereinbarungen oder interdepartementale Vereinbarungen zwischen den 
Partnerinstitutionen. Die Vereinbarungen definieren die Ziele, die Zuständigkeiten, die Form der Zu-
sammenarbeit, Ressourcenfragen und den Datenaustausch. Die Kantone BS, GL, JU, VD haben 
bisher auf eine politisch-normative Verankerung der IIZ in Form eines RRB, einer Rahmenverein-
barung oder in der Gesetzgebung verzichtet. Aber auch in diesen Kantonen tut sich etwas: Der 
Kanton Basel-Stadt kennt verschiedene Kooperationsvereinbarungen, die in der Regel zwischen 
zwei IIZ-Partnerinstitutionen im Rahmen von Projekten abgeschlossen werden. Der Kanton Jura 
erarbeitet zurzeit Zusammenarbeitsvereinbarungen zwischen der RAV und den anderen IIZ-Part-
nern. Darin sollen rechtliche und verfahrenstechnische Aspekte geregelt werden, um den Informa-
tionsaustausch mit den IIZ-Partnerinstitutionen zu erleichtern. Der Kanton Freiburg will mit einer 
neuen Zusammenarbeitsvereinbarung die bilaterale Zusammenarbeit zwischen der IV-Stelle und 
den regionalen Sozialdiensten klären und erleichtern.  

Abbildung 2: Politisch-normative Verankerung der IIZ 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Quelle: Befragung kantonale IIZ-Koordinator:innen 2023 

2.2.1 Steuerungsebene 
Ein Blick auf die Zusammensetzung der kantonalen IIZ-Strukturen zeigt, dass mit Ausnahme des 
Kantons Appenzell Ausserrhoden, des Tessins und der Waadt alle Kantone über ein Steuerungs-
gremium3 verfügen. In der Regel sind darin die Amtsleitungen der IIZ-Partnerinstitutionen vertre-
ten. Der Kanton Solothurn verfügt zusätzlich über eine IIZ-Leitung, in der der Gesamtregierungsrat, 
der Verband Solothurner Einwohnergemeinden und die Wirtschaft vertreten sind. Sie sind das for-
melle Entscheidgremium. Die meisten IIZ-Koordinator:innen berichten, dass die Hauptaufgabe der 
Steuerungsebene darin liege, die Ziele und die strategische Ausrichtung der IIZ festzulegen sowie 
Projekte zu priorisieren und zu genehmigen. Während das übergeordnete Ziel einer nachhaltigen 
Integration in Arbeit und Ausbildung weitgehend klar ist, fehlt in den meisten Kantonen eine explizit 
formulierte Strategie, welche die Gesamtheit der Entscheidungen zur Erreichung der längerfristi-
gen Ziele umfasst (Königswieser et al. 2001) und regelmässig überprüft werden kann. Dabei geht 

 
3 Gewisse Kantone verwenden für den Begriff «Steuerungsgremium» auch Steuergruppe, Steuerungs- oder Lenkungsaus-
schuss.  
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es auch darum, gemeinsam die wichtigsten Herausforderungen zu definieren, auf welche die kan-
tonale IIZ in Zukunft als Netzwerk Antworten finden will (Bühlmann & Wimmer 2007).  

Strategische Ansätze zu Sinn und Zweck der IIZ finden sich teilweise in den kantonalen IIZ-Verein-
barungen oder IIZ-Konzepten. Einige Kantone haben zudem neben dem übergeordneten Ziel der 
Arbeits- und Bildungsintegration weitere strategische Ziele definiert. Als weitere Ziele werden ge-
nannt:   

– Langzeitarbeitslosigkeit verhindern,  

– Doppelspurigkeiten vermindern und Synergiepotenzial nutzen 

– Eingliederungs- und Integrationsangebote koordinieren  

– Informationsaustausch und Wissenstransfer sicherstellen 

– Zusammenarbeit effizient und effektiv gestalten 

Damit Veränderungsprozesse im strategischen und strukturellen Bereich erfolgreich sind, müssen 
sie in die Kultur einer Organisation integriert werden. «Nur was gelebt wird, ist Wirklichkeit» (Kö-
nigswieser et al. 2001). Eine Kultur der Zusammenarbeit zu etablieren, ist eine wesentliche Voraus-
setzung dafür, dass eigenständige Institutionen im Alltag gemeinsam handlungsfähig werden und 
die institutionsübergreifende Zusammenarbeit gelingen kann (Bühlmann & Wimmer 2007). Auch 
wenn Kultur in einer Befragung schwierig zu erheben ist, liefern die nachfolgenden Kapitel doch 
einige Hinweise, wie die IIZ gelebt wird und wie gut sie etabliert ist. Besonders zu erwähnen sind 
die Kantone Thurgau und Wallis, wo sich die an der IIZ beteiligten Partnerinstitutionen ein gemein-
sames Leitbild gegeben haben.   

2.2.2 Weiterentwicklung der IIZ in den Kantonen 
In jüngster Zeit haben mehrere Kantone ihre IIZ-Strukturen überprüft und weiterentwickelt bzw. 
planen, dies zu tun. Die nachfolgenden Beispiele, welche die IIZ-Koordinator:innen in der Befragung 
erwähnt haben, zeigen, in welche Richtung die Kantone die IIZ weiterentwickeln und wo sie ihre 
Schwerpunkte setzen. 

Vier Jahre nach Einführung der Kooperation Arbeitsmarkt in den Regelbetrieb denkt der Kanton 
Aargau darüber nach, welche zusätzlichen IIZ-Element es noch braucht.  

Der Kanton Basel-Landschaft will die IIZ im Rahmen der laufenden Projekte in den kommenden 
Jahren weiterentwickeln und stärken.  

Der Kanton Genf hat die IIZ neu auch im Gesetz über die Sozialhilfe und Bekämpfung der Prekarität 
(LASLP) verankert, was zu Änderungen in anderen betroffenen Gesetzen führt.  

Die IIZ-Steuerungsgruppe des Kantons Graubünden entschied 2020, die Organisation der IIZ zu 
überprüfen. Eine Fachgruppe fungiert neu als Bindeglied zwischen strategischer und operativer 
Ebene. Sie soll Entscheidungen effizient vorantreiben.  

Der Kanton Luzern will die IIZ-Koordinationsstelle neu positionieren. Sie soll sich künftig vermehrt 
strategischen Themen zuwenden.  

Der Kanton Neuenburg hat 2019 im Zuge der Umsetzung der Strategie zur beruflichen Integration 
eine institutionelle Reform eingeleitet, um das Unterstützungssystem für Arbeitssuchende neu zu 
gestalten. Systematisch festgelegte Koordinationsabläufe und Verantwortlichkeiten bilden den Ori-
entierungsrahmen und gewährleistet eine effiziente und zielgerichtete Zusammenarbeit aller be-
teiligten Institutionen. 
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Der Kanton Schaffhausen überprüft derzeit die IIZ-Gremienstruktur. Auch der Kanton St. Gallen ist 
daran, die IIZ-Strukturen neu auszurichten, um die Bearbeitung der IIZ-Themen fokussierter und 
effizienter zu gestalten sowie Markt- und Gesetzesentwicklungen erkennen und anpassen zu kön-
nen. Zudem soll eine IIZ-Stelle als Kompetenzzentrum und «Single Point of Contact (SPOC)» für 
strategische IIZ-Fragen eingerichtet werden.  

2020 beschloss der Regierungsrat des Kantons Solothurn, die IIZ-Struktur zu reformieren. Entstan-
den ist das Integrale Integrationsmodell, das Integration als Querschnittsaufgabe mit Koordinati-
onsbedarf versteht. Zudem wurde eine IIZ-Geschäftsstelle als neue Organisationseinheit geschaf-
fen.  

Das Steuerungsgremium des Kantons Thurgau hat 2022 beschlossen, die IIZ-Strukturen den aktu-
ellen Gegebenheiten anzupassen. Die IIZ-Strukturen werden neu durch Arbeits- und Fachgruppen 
ergänzt. Der Informations- und Wissensaustausch sowie die koordinierte Netzwerkpflege sollen 
verstärkt gefördert und optimiert werden. 

Im Kanton Tessin gibt es zwar noch keine offizielle IIZ-Organisation. Es sind jedoch Bestrebungen 
im Gang, die IIZ im Rahmen einer flexiblen Organisationslogik weiterzuentwickeln. Ziel ist es, ein 
Bewusstsein für die interinstitutionelle Zusammenarbeit zu schaffen und allenfalls unter dem Dach 
der IIZ zu formalisieren. 

Der Kanton Wallis will die IIZ auf einen weiteren Kreis von Partnerinstitutionen ausdehnen (2. Kreis). 
Die Akteure des zweiten Kreises tragen indirekt zum Gelingen der Eingliederung bei und erbringen 
Leistungen für die IIZ im weiteren Sinne. Sie sollen vermehrt für die IIZ sensibilisiert, Synergien 
genutzt und ihr Engagement gestärkt werden, um die IIZ weiter zu fördern. 

2.2.3 Übersicht zur politisch-strategischen Gestaltung der IIZ in den Kantonen 
Die folgende Tabelle gibt einen Überblick, wie die IIZ in den Kantonen auf der politisch-strategi-
schen Ebene ausgestaltet ist. Es wurden vier Dimensionen berücksichtigt: 

1. Politische Verankerung 
2. Steuerungsebene 
3. Strategische Ziele  
4. Weiterentwicklung der IIZ  
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Tabelle 1: Politisch-strategische Gestaltung der IIZ in den Kantonen 

KT Politische Verankerung Steuerungsebene Strategische Ziele Weiterentwicklung der IIZ 
AG Die Arbeitsmarktintegration ist ein Ziel der 

Sozialplanung des Kantons Aargau. 
https://www.kooperation-arbeits-
markt.ch/de/home 

Strategiesteuergruppe Kooperation Arbeits-
markt bestehend aus der Leitung des AWA und 
der IV-Stelle sowie die Koordinator:innen der Ko-
operation Arbeitsmarkt.  

Stellensuchende Personen in den Arbeitsmarkt 
integrieren, unabhängig davon, bei welcher In-
stitution der sozialen Sicherheit sie angemeldet 
sind. Arbeitgebende werden schnell und unbü-
rokratisch beraten.  

Vier Jahre nach Einführung der Koopera-
tion Arbeitsmarkt in den Regelbetrieb 
denkt der Kanton Aargau darüber nach, 
welche zusätzlichen IIZ-Element es noch 
braucht.  

AR Nicht vorhanden  Es bestehen im Kanton keine formalisierten IIZ-
Strukturen. 

 Derzeit wird bei den einzelnen IIZ-Akteu-
ren geprüft, ob Bedarf an geregelten IIZ-
Strukturen bzw. einem IIZ-Netzwerk be-
steht. 

BE Die IIZ ist im Arbeitsmarktgesetz sowie in der 
Arbeitsmarktverordnung verankert.  
https://www.weu.be.ch/de/start/dienst-
leistungen/interinstitutionelle-zusammen-
arbeit.html 

In der Steuerungsgruppe sind Delegierte der 
beteiligten IIZ-Partnerinstitutionen vertreten 
(siehe Abb. 1). Sie legen den Auftrag der IIZ, die 
gemeinsame Strategie sowie die Schwerpunkte 
fest und initiieren, genehmigen, priorisieren und 
begleiten die Projekte. 

Die Zusammenarbeit soll die Wirkung der einzel-
nen Institutionen erhöhen, indem die Schnitt-
stellen effizient koordiniert werden.  
Die IIZ fördert die Integration in Ausbildung und 
Arbeit von Personen, bei denen diese aus ver-
schiedenen Gründen erschwert ist. 

Die Steuerungsgruppe legt alle vier Jahre 
eine gemeinsame Strategie fest.  

BL Regierungsratsbeschluss vom 11.12.2001 
 

Ein Steuerungsausschuss legt die strategische 
Ausrichtung der IIZ fest. Er koordiniert die Pro-
jekte der beteiligten IIZ-Partner oder initiiert bei 
Bedarf neue Projekte oder erarbeitet gemein-
same Lösungen. 

Angebote und Massnahmen der IIZ-Partner sind 
aufeinander abgestimmt und die Bildungs- und 
Arbeitsmarktintegration wird gefördert.  

Im Rahmen der laufenden und anstehen-
den Projekte soll die IIZ in den kommenden 
Jahren weiterentwickelt und gestärkt 
werden. 

BS Nicht vorhanden Im Steuerungsgremium sind die Amtsleitenden 
der beteiligten IIZ-Partner vertreten. Sie beauf-
tragen eine Koordinationsgruppe unter Leitung 
des kantonalen IIZ-Koordinators. Dieser hat Ein-
sitz im Steuerungsgremium. 
 

Die IIZ verbessert die Integrationschancen von 
Personen in den regulären Arbeitsmarkt, indem 
die verschiedenen Systeme optimal aufeinander 
abgestimmt, die bestehenden Angebote effekti-
ver und effizienter genutzt und Lücken ge-
schlossen werden. Das Ziel wird durch operative 
Kooperationen zwischen zwei oder mehreren In-
stitutionen umgesetzt, die von einer Koordinie-
rungsgruppe koordiniert werden. 

 

FR Die IIZ ist im Gesetz über die Beschäftigung 
und den Arbeitsmarkt (BAMG) und im Sozi-
alhilfegesetz (SHG) verankert, das sich zur-
zeit in der Vernehmlassung befindet. Zu-
dem wird die IIZ seit 2002 in verschiedenen 
Regierungsratsbeschlüssen erwähnt. 
https://www.fr.ch/de/gsd/iiz  
 

Das Steuerungsgremium setzt sich aus je einem 
Vertreter der fünf IIZ-Partner zusammen, die 
vom Staatsrat ernannt werden. Der IIZ-Koordi-
nator ist ebenfalls Mitglied des Steuerungsgre-
miums. 

Die kantonale IIZ ist eine gemeinsame Strategie 
der Regionalen Arbeitsvermittlungszentren 
(RAV), der kantonalen IV-Stelle und der Regio-
nalen Sozialdienste (RSD). Sie hat zum Ziel, 
Langzeitarbeitslosigkeit zu verhindern und die 
berufliche Wiedereingliederung zu ermöglichen. 

Eine neue Zusammenarbeitsvereinbarung 
soll die bilaterale Zusammenarbeit zwi-
schen der IV-Stelle und den regionalen 
Sozialdiensten klären und erleichtern.  

https://www.kooperation-arbeitsmarkt.ch/de/home
https://www.kooperation-arbeitsmarkt.ch/de/home
https://www.weu.be.ch/de/start/dienstleistungen/interinstitutionelle-zusammenarbeit.html
https://www.weu.be.ch/de/start/dienstleistungen/interinstitutionelle-zusammenarbeit.html
https://www.weu.be.ch/de/start/dienstleistungen/interinstitutionelle-zusammenarbeit.html
https://www.fr.ch/de/gsd/iiz
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KT Politische Verankerung Steuerungsebene Strategische Ziele Weiterentwicklung der IIZ 
GE Arbeitslosengesetz (LMC), Art. 6l und im Ge-

setz über die Sozialhilfe und die Bekämp-
fung der Prekarität (LASLP) verankert,  

Die IIZ Genf wird von einem Lenkungsausschuss 
gesteuert, der sich aus sechs Verantwortlichen 
der drei beteiligten Hauptinstitutionen und Äm-
ter zusammensetzt (siehe Abb. 1). Den Vorsitz 
hat der Direktionsadjunkt des Amtes für Arbeit, 
Integration und soziale Eingliederung (AIS) inne. 
Er übt auch die Funktion des kantonalen IIZ-Ko-
ordinators aus. Das Steuerungsgremium trifft 
sich einmal pro Monat, um die Strategie des kan-
tonalen IIZ-Systems festzulegen und anzupas-
sen. 

Die Eingliederung in die Arbeitswelt fördern 
durch gezielte Begleitung und spezifische, auf 
die Person zugeschnittene Massnahmen.  

Um die Bemühungen zur beruflichen Ein-
gliederung aufzuwerten und weiterzuent-
wickeln, ist seit 2022 eine Reorganisation 
der IIZ Genf im Gange. In den kommenden 
Jahren wird sich das kantonale IIZ-Kon-
zept soll für weitere Bereiche geöffnet 
werden (Bildung, Integration von Auslän-
dern, Ergänzungsleistungen und Leistun-
gen nach KVG usw.). 

GL Grundlage bildet die Vereinbarung über die 
Interinstitutionellen Zusammenarbeit zwi-
schen den drei kantonalen Institutionen 
AHV/IV, Soziales und ALV vom Januar 2012.  
Interinstitutionelle Zusammenarbeit (IIZ) – 
Kanton Glarus 
Interinstitutionelle Zusammenarbeit (IIZ) | 
Sozialversicherungen Glarus (svgl.ch) 

Strategische Ebene mit der regierungsrätlichen 
Departementsleitung und den entsprechenden 
den Amtsleitungen. 
Steuerungsgremium, in dem die Amtsleitenden 
der drei Bereiche Arbeitsvermittlung (RAV), IV 
und SD vertreten sind. Die IIZ ist eine gemein-
same Strategie für eine koordinierte, effiziente 
und zielgerichtete Zusammenarbeit der Ver-
tragsparteien. 

Die drei Institutionen sollen wirksame und aus-
gewogene Massnahmen für den Vollzug definie-
ren und umsetzen. Die finanzielle Belastung der 
sozialen Sicherungssysteme soll durch eine ef-
fektive und effiziente Wiedereingliederung ver-
ringert werden. 

Reflexion der bestehenden Organisation, 
Anpassung und Präzisierung im Rahmen 
der finanziellen Möglichkeiten. 

GR Die rechtliche Grundlage der IIZ Graubünden 
basiert auf einem Regierungsbeschluss von 
Mai 2003 und einem im 2023 erarbeiteten 
IIZ-Konzept.  
Interinstitutionelle Zusammenarbeit (IIZ) 
(gr.ch) 

Steuerungsgremium, in dem die Leitungen der 
Partnerinstitutionen vertreten sind (siehe Abb. 
1).  

– die Administration möglichst effizient halten 
und Wartezeiten verringern.  

– Überschneidungen vermeiden 
– zusammen die beste Lösung für den Klienten 

erarbeiten 
– Langzeitarbeitslosigkeit verhindern 

 

JU Die IIZ hat keine anerkannte und in einem 
Organigramm formalisierte interne Hierar-
chie und basiert nicht auf gesetzlichen oder 
reglementarischen Grundlagen, die klären 
würden, wer was, wann, wie und mit wel-
chem Handlungsspielraum macht. 
Loi cantonale sur les demandeurs d’emploi 
jurassiens (LMDE), Art. 24.  

Ein «Comité de pilotage» legt die strategische 
Ausrichtung fest und koordiniert die Eingliede-
rungsmassnahmen, unterstützt durch je einen 
Koordinator der beteiligten IIZ-Partner. Das Gre-
mium setzt sich aus den Leitungen der vier IIZ-
Partnerinstitutionen zusammen. 

Die IIZ des Kantons Jura ist eine gemeinsame 
Strategie der RAV, der IV-Stellen, der regionalen 
Sozialdienste und der Association jurassienne 
d'accueil des migrants mit dem Ziel, Langzeitar-
beitslosigkeit zu verhindern und zur beruflichen 
Wiedereingliederung beizutragen. 

Erarbeitung von Zusammenarbeitsverein-
barungen zwischen dem RAV und den an-
deren IIZ-Partnern. Diese sollen rechtliche 
und verfahrenstechnische Aspekte regeln 
und den Informationsaustausch mit den 
IIZ-Partnern erleichtern. 

LU Vereinbarung aus dem Jahr 2009 zwischen 
Dienststelle Wirtschaft und Arbeit, IV-Stelle, 
Zweckverband für institutionelle Sozialhilfe 
und Gesundheitsförderung.  
Interinstitutionelle Zusammenarbeit (IIZ) - 
Kanton Luzern 

Eine Führungsgruppe entscheidet über die Ziele 
der IIZ und legt die Strategie fest. Sie definiert 
die Organisationsstrukturen, teilt die finanziellen 
und personellen Ressourcen zu und ist für das 
Controlling verantwortlich. 

Koordinierte Eingliederung in den regulären Ar-
beitsmarkt.  

Neupositionierung der IIZ-Koordinations-
stelle. Sie soll sich künftig vermehrt stra-
tegischen Themen zuwenden. Zudem 
wird geprüft, wie Eingliederungsfachper-
sonen der IV und der RAVs zukünftig 
noch enger und strukturierter zusam-
menarbeiten können. 

https://www.gl.ch/verwaltung/volkswirtschaft-und-inneres/wirtschaft-und-arbeit/regionales-arbeitsvermittlungs-zentrum-rav/interinstitutionelle-zusammenarbeit-iiz.html/6772
https://www.gl.ch/verwaltung/volkswirtschaft-und-inneres/wirtschaft-und-arbeit/regionales-arbeitsvermittlungs-zentrum-rav/interinstitutionelle-zusammenarbeit-iiz.html/6772
https://www.svgl.ch/produkte/invalidenversicherung-iv/interinstitutionelle-zusammenarbeit-iiz/
https://www.svgl.ch/produkte/invalidenversicherung-iv/interinstitutionelle-zusammenarbeit-iiz/
https://www.gr.ch/DE/institutionen/verwaltung/dvs/kiga/RAV/Seiten/IIZ.aspx
https://www.gr.ch/DE/institutionen/verwaltung/dvs/kiga/RAV/Seiten/IIZ.aspx
https://disg.lu.ch/themen/Interinstitutionelle_Zusammenarbeit
https://disg.lu.ch/themen/Interinstitutionelle_Zusammenarbeit
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KT Politische Verankerung Steuerungsebene Strategische Ziele Weiterentwicklung der IIZ 
NE Mandat und Zusammensetzung der Platt-

form CII sind in einem Regierungsratsbe-
schluss festgelegt.  

Die Plattform CII (groupe de pilotage) vereint die 
Direktionen der Ämter für berufliche Eingliede-
rung (Ausbildung und Beschäftigung). Sie hat 
die Aufgabe, Probleme und Synergiepotentiale 
zu identifizieren, Projekte zu initiieren und zu be-
gleiten sowie Ausbildungs-, Informations- und 
Sensibilisierungsmassnahmen zu organisieren. 

Die Zusammenarbeit der beteiligten Institutio-
nen fördert die soziale und berufliche Wiederein-
gliederung.  

Im Zuge der Umsetzung der Strategie zur 
beruflichen Integration wurde 2019 eine 
institutionelle Reform mit dem Ziel einge-
leitet, das Unterstützungssystem für Ar-
beitssuchende neu zu gestalten. Grund-
sätzlich gilt, dass sich jede Institution auf 
ihre fachlichen Kompetenzen kon-
zentriert. Die Zusammenarbeit orientiert 
sich an den systematisch definierten Ko-
ordinationsprozessen und Zuständigkei-
ten.  

OW/
NW 

Regierungsratsbeschluss Der Kanton Obwalden und Nidwalden führen ge-
meinsam ein Steuerungsgremium, in dem die 
Leitungspersonen der vier IIZ-Partner vertreten 
sind.  

Die IIZ soll die konkrete Zusammenarbeit zwi-
schen den Institutionen fördern (Einzelfälle), 
Wissenstransfer und gegenseitiger Austausch 
sicherstellen.  

 

SH (Leistungs-)vereinbarungen zwischen ein-
zelnen Institutionen, aber keine eigentlichen 
Grundlagen, auf die sich die IIZ abstützt. 
https://www.iiz-sh.ch/  

Steuergruppe IIZ, in dem die Dienstellenleiten-
den der IIZ-Partnerinstitutionen vertreten sind. 
Je nach Themengebiet werden Vertretungen 
aus anderen Bereichen eingeladen.  

– Teilen von Kompetenzen und Wissen  
– Erarbeiten von Synergiepotentialen und ge-

meinsamen Prozessen  
– Sicherstellen einer guten Zusammenarbeit auf 

Fallebene  
– Organisation von Runden Tischen mit weiteren 

Akteuren der IIZ  
– Erhöhung der Transparenz und Durchlässigkeit 

der Angebote  

2024 Überprüfung der Gremien-Struktur 
(strategische, operative und Fallebene).  

SG Regierungsratsbeschluss aus dem Jahr 
2002. Rahmenvereinbarung zwischen AWA, 
IV, SUVA und Konferenz für Sozialhilfe 
IIZ-Interinstitutionelle Zusammenarbeit | 
sg.ch 

Das IIZ-Koordinationsgremium, bestehend aus 
den Vereinbarungspartnern, legt die strategi-
sche Ausrichtung von kantonalen Koordinati-
onsaufgaben fest, definiert die Prozesse für eine 
effiziente und effektive IIZ, stellt die Kommuni-
kation nach innen und aussen sicher, klärt of-
fene Fragen, initiiert Verbesserungsmassnah-
men, stellt den Informationsaustausch sicher 
und ist für das Controlling zuständig. 

IIZ ist eine gemeinsame Strategie für eine aktive 
und zielgerichtete Zusammenarbeit der Partner-
organisationen. Sie fördert die nachhaltige be-
rufliche Integration von Menschen mit gesund-
heitlichen und persönlichen Einschränkungen 
und unterstützt Arbeitgebende und Betroffene 
professionell. 

Refresh der IIZ-Struktur mit den Zielen: 
Fokussierte und effiziente Bearbeitung der 
IIZ-Themen, Optimierung des Netzwerkes, 
Erkennen und Anpassen von Markt- und 
Gesetzesentwicklungen, Agieren als Kom-
petenzzentrum und SPOC für strategische 
IIZ-Fragen. 

SZ Eine Verwaltungsvereinbarung regelt die IIZ 
zwischen den Vereinbarungspartnern im 
Kanton Schwyz. Sie stützt sich auf die ent-
sprechenden Bestimmungen der Bundes-
gesetze über die Arbeitslosenversicherung 
(Art. 85f, 92 Abs 7) und über die Invaliden-
versicherung (Art. 3a Abs 2, 68bis) sowie auf 
das kantonale Sozialhilfegesetz (§§6, 11) 

Die IIZ-Steuerungsgruppe nimmt strategische 
Funktionen bei der Umsetzung der IIZ wahr. Sie 
setzt sich aus den Amtsvorstehende und Ge-
schäftsleitenden der IIZ-Partnerinstitutionen 
zusammen. 

Durch eine koordinierte Zusammenarbeit ver-
schiedener Institutionen erhöht die IIZ die Chan-
cen auf eine berufliche (Wieder-)Eingliederung. 
Erreicht wird dies durch einen erweiterten Infor-
mationsaustausch, eine möglichst frühzeitige 
Absprache sowie ein koordiniertes Planen und 
Handeln.   

 

https://www.iiz-sh.ch/
https://www.sg.ch/wirtschaft-arbeit/iiz-interinstitutionelle-zusammenarbeit.html
https://www.sg.ch/wirtschaft-arbeit/iiz-interinstitutionelle-zusammenarbeit.html
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KT Politische Verankerung Steuerungsebene Strategische Ziele Weiterentwicklung der IIZ 
Interinstitutionelle Zusammenarbeit – Kan-
ton Schwyz (sz.ch) 

SO Regierungsratsbeschluss von 2020 definiert 
die Rahmenbedingung der IIZ-Struktur. 
Interinstitutionelle Zusammenarbeit - Amt 
für Gesellschaft und Soziales - Kanton Solo-
thurn 

IIZ-Leitung, in dem der Gesamtregierungsrat, 
der Verband Solothurner Einwohnergemeinden 
und die Wirtschaftsverbände vertreten sind. Es 
ist das formelle Entscheidgremium und legt die 
Rahmenbedingungen und die politisch-strategi-
sche Ausrichtung der IIZ fest, bestimmt die in-
haltlichen Schwerpunktthemen der IIZ, ent-
scheidet periodisch oder bei Bedarf über die 
thematischen Arbeitsprogramme, Jahres- und 
Mehrjahresplanungen der IIZ, genehmigt die An-
träge des IIZ-EKG, entscheidet über die Verwen-
dung von Bundes- und Drittmitteln und legt auf 
Empfehlung oder Antrag des IIZ-EKG fest, wel-
che Themen und Aufgaben durch die IIZ beglei-
tet und für welche Fachgruppen eingesetzt wer-
den. 

IIZ wirkt auf der systemischen Ebene der kanto-
nalen Integrationsförderung, d.h. sie koordiniert 
die Integrationsangebote der relevanten Organi-
sationseinheiten der kantonalen Verwaltung, der 
Gemeinden, der Sozialversicherungen und der 
Wirtschaft, die an der IIZ-Struktur beteiligt sind. 

 

TG Zusammenarbeitsvereinbarung 
Interinstitutionelle Zusammenarbeit (IIZ) 
(tg.ch) 
 

Der Steuerungsausschuss legt die politisch-
strategische Ausrichtung und die inhaltlichen 
Schwerpunkte der kantonalen IIZ fest. Die Mit-
glieder sind punktuell in nationalen Verbänden 
und Fachkonferenzen vertreten. Das Steue-
rungsgremium fördert eine verbindliche Zusam-
menarbeit zwischen den Ämtern, indem es die 
Rechtsetzung und Vollzugskompetenzen aktiv 
gestaltet und steuert. Darin vertreten sind die 
Amtsleitenden der IIZ-Partnerinstitutionen.  

Entspricht dem übergeordneten Ziel der Natio-
nalen IIZ.  

Neuausrichtung der IIZ-Thurgau: Zur Opti-
mierung der Schnittstellen innerhalb des 
Kantons wurden Arbeits- und Fachgrup-
pen gebildet und ausgestaltet. 

TI Themen/Bereiche, welche die IIZ betreffen, 
werden in interdepartementalen Vereinba-
rungen geregelt. Dazu zählen Vereinbarun-
gen zwischen 
– Sozialhilfe und RAV 
– Sozialhilfe und Bildung 
– RAV und IV 
– IV und Bildung  
Eine Vereinbarung zwischen Sozialhilfe und 
IV wird derzeit erarbeitet.  
 
 

Im Kanton Tessin gibt es noch keine offizielle IIZ-
Organisation. Die Zusammenarbeit zwischen 
den Leistungserbringern basiert auf den Verein-
barungen.  

 Derzeit wird die IIZ unter Berücksichtigung 
der IIZ-Grundsätze und einer flexiblen Or-
ganisationslogik weiterentwickelt.  
Ziel ist es, das Bewusstsein für die IIZ zu 
schärfen und allenfalls die Zusammenar-
beit unter dem Dach der IIZ zu formalisie-
ren. 

https://www.sz.ch/behoerden/verwaltung/volkswirtschaftsdepartement/amt-fuer-arbeit/interinstitutionelle-zusammenarbeit.html/8756-8758-8802-10373-10896-9686
https://www.sz.ch/behoerden/verwaltung/volkswirtschaftsdepartement/amt-fuer-arbeit/interinstitutionelle-zusammenarbeit.html/8756-8758-8802-10373-10896-9686
https://so.ch/verwaltung/departement-des-innern/amt-fuer-gesellschaft-und-soziales/integration-und-gleichstellung/interinstitutionelle-zusammenarbeit/
https://so.ch/verwaltung/departement-des-innern/amt-fuer-gesellschaft-und-soziales/integration-und-gleichstellung/interinstitutionelle-zusammenarbeit/
https://so.ch/verwaltung/departement-des-innern/amt-fuer-gesellschaft-und-soziales/integration-und-gleichstellung/interinstitutionelle-zusammenarbeit/
https://awa.tg.ch/arbeitslos-und-stellensuchend/beratung-vermittlung/interinstitutionelle-zusammenarbeit-iiz.html/4687
https://awa.tg.ch/arbeitslos-und-stellensuchend/beratung-vermittlung/interinstitutionelle-zusammenarbeit-iiz.html/4687
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KT Politische Verankerung Steuerungsebene Strategische Ziele Weiterentwicklung der IIZ 
UR Regierungsratsbeschluss seit 2003, wurde 

im Herbst 2023 aktualisiert.  
Kanton Uri - Koordination der Interinstitutio-
nelle Zusammenarbeit 

Die Steuergruppe wurde im Herbst 2023 durch 
die Lenkungsgruppe «Organisationsunabhän-
gige Arbeitsmarktintegration» abgelöst. Darin 
vertreten sind die Leitungen des Amtes für So-
ziales, des Amtes für Arbeit und Migration, die 
Abteilungsleitung «Eingliederung» der IV-Stelle, 
die Abteilungsleitung Integration sowie eine 
Vertretung der regionalen Sozialdienste.  

Steuerung und Weiterentwicklung der kantona-
len IIZ-Strategie.  
Begleitung des Projekts «Organisationsunab-
hängige Arbeitsmarktintegration». 

 

VD Nicht vorhanden Der Kanton Waadt verfügt derzeit über keine 
übergreifende, formale IIZ-Struktur. Es besteht 
eine multilaterale Zusammenarbeit zwischen der 
Sozialhilfe, der Arbeitslosenversicherung, der In-
validenversicherung und der Integration von 
Migrant:innen. 

Es gibt verschiedene Vereinbarungen zwischen 
den Partnerinstitutionen, die sich an den Be-
dürfnissen der Klient:innen orientieren. Ziel ist 
es, die Institutionen untereinander zu koordinie-
ren, um Ping-Pong-Effekte zu vermeiden. 

Derzeit wird daran gearbeitet, die Zusam-
menarbeit mit der Ausbildung in den The-
men Grundbildung und Beschäftigungsfä-
higkeit zu intensivieren. 

VS Die gesetzlichen Grundlagen sind das kanto-
nale Gesetz über die Beschäftigung und die 
Massnahmen zugunsten der Arbeitslosen 
(BAMG), das kantonale Reglement über die 
Beschäftigung und die Massnahmen zu-
gunsten der Arbeitslosen (BAMR) und das 
kantonale Gesetz über die Eingliederung und 
die Sozialhilfe (GES). Darüber hinaus beruht 
die IIZ auf einer Vereinbarung zwischen den 
IIZ-Partnerinstitutionen.  
Interinstitutionelle Zusammenarbeit (vs.ch) 

Das Steuerungsgremium, das sich aus den 
Dienststellenleitern und Direktoren der fünf IIZ-
Partner zusammensetzt, ist für die strategische 
Ausrichtung der IIZ zuständig. Es entscheidet 
über die notwendigen rechtlichen, organisatori-
schen und finanziellen Massnahmen und bewil-
ligt Pilotprojekte. 

Unter IIZ wird im Kanton Wallis jede Form der Zu-
sammenarbeit zwischen den IIZ-Partnern ver-
standen - sei es der Austausch von Informatio-
nen oder die Umsetzung von gemeinsamen 
Massnahmen. Die IIZ Wallis verfolgt das Ziel der 
nachhaltigen beruflichen und sozialen Integra-
tion von Personen, indem sie optimale Bedin-
gungen für die Wiedereingliederung in den Ar-
beitsmarkt schafft und die verschiedenen Sys-
teme koordiniert. 

IIZ des 2. Kreises: Die Ausweitung der IIZ 
auf die Partner des zweiten Kreises soll die 
Sensibilisierung der Partnerinstitutionen 
erhöhen und Synergien nutzen. Dadurch 
wird die Eingliederung verbessert und die 
verschiedenen Praktiken vereinheitlicht. 
Diese Erweiterung formalisiert die bereits 
bestehende Netzwerkarbeit. Dies stärkt 
und fördert die IIZ. 

ZG Ein Regierungsratsbeschluss bildet die 
Grundlage für die Leistungsvereinbarung 
zwischen der Gemeinnützigen Gesellschaft 
Zug GGZ und dem Kanton sowie für die Rah-
menvereinbarung mit der IV, den RAV und 
den Sozialdiensten. 

Die Steuerungsebene bildet eine Projektoberlei-
tung (POL), die sich jährlich trifft. Vertreten sind 
die Leitenden des Amtes für Wirtschaft und Ar-
beit, der IV-Stelle, des Kant. Sozialdienstes, eine 
Vertretung des kommunalen Sozialdienstes so-
wie die Geschäftsleitung GGZ und die IIZ-Koor-
dinatorin. Die POL vernetzt die beteiligten Insti-
tutionen und schafft geeignete Rahmenbedin-
gungen,  

Ziel der IIZ ist es, die soziale und wirtschaftliche 
Wiedereingliederung der Betroffenen zu fördern.  

Weiterentwicklung IIZ, indem die internen 
Prozesse und Abläufe überarbeitet und 
vereinfacht werden sowie die gemein-
same Austauschplattform CaseNet über-
arbeitet wird.  
 

ZH Die IIZ des Kantons Zürich gründet auf dem 
Regierungsratsbeschluss, 30.04.2014 «In-
terinstitutionelle Zusammenarbeit (Über-
führung in unbefristeten Betrieb)», einer 
Rahmenvereinbarung und einem IIZ-Kon-
zept.  

Die Trägerschaft des IIZ-Netzwerks Kanton Zü-
rich setzt sich aus den Leitungen des Amts für 
Arbeit, des Amts für Jugend- und Berufsbera-
tung, des kantonalen Sozialamts und der Sozial-
versicherungsanstalt zusammen. Sie ist für die 
politisch-strategische Legitimation zuständig, 

Ziel der IIZ ist es, Personen in mehrfachproble-
matischen Situationen in den ersten Arbeits-
markt zu integrieren. Dies erfolgt durch Leis-
tungskoordination der am IIZ-Netzwerk beteilig-
ten Institutionen. Der Koordinationsbedarf soll 
möglichst früh erkannt und die Integration so 
rasch als möglich umgesetzt werden. Durch die 

Auf Basis der Grundkonzeption werden die 
internen Strukturen und Prozesse, und die 
Prozessgestaltung an den Schnittstellen 
überprüft, um Doppelspurigkeiten abzu-
bauen und Effizienz- und Qualitätsge-
winne in der Zusammenarbeit zu erhalten. 

https://www.ur.ch/dienstleistungen/3307?dtFilterText=
https://www.ur.ch/dienstleistungen/3307?dtFilterText=
https://www.vs.ch/de/web/sict/iiz
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KT Politische Verankerung Steuerungsebene Strategische Ziele Weiterentwicklung der IIZ 
IIZ-Netzwerk des Kantons Zürich | Kanton 
Zürich (zh.ch) 

stellt die notwendigen Ressourcen sicher und 
definiert die kantonale IIZ-Strategie.  

Leistungskoordination soll ein volkswirtschaftli-
cher Nutzen erzielt werden. Als Messgrösse 
dient die Wiedereingliederung in den ersten Ar-
beitsmarkt und damit die Vermeidung von Fol-
gekosten der Langzeitarbeitslosigkeit. 

 
 

https://www.zh.ch/de/soziales/sozialhilfe/sozialhilfehandbuch/flexdata-definition/13-integrationsmassnahmen/13-3-interinstitutionelle-zusammenarbeit-iiz/13-3-02-iiz-netzwerk-des-kantons-zuerich.html
https://www.zh.ch/de/soziales/sozialhilfe/sozialhilfehandbuch/flexdata-definition/13-integrationsmassnahmen/13-3-interinstitutionelle-zusammenarbeit-iiz/13-3-02-iiz-netzwerk-des-kantons-zuerich.html
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2.3 Operativ-strategische Ebene 

Die Umsetzung der IIZ liegt in der Kompetenz der Kantone. Entsprechend variieren die Ausgestal-
tung und die Modelle der Zusammenarbeit auf dieser Ebene. Das vorliegende Kapitel geht den Fra-
gen nach:  

– Wie manifestiert sich die von den kantonalen Steuerungsgremien vorgegebene strategische 
Ausrichtung der IIZ auf der operativen-fachlichen Ebene?  

– Welche Strukturen und Netzwerke werden genutzt, um die institutionalisierte Zusammenarbeit 
zu fördern und zu stärken und wie interagieren die wichtigsten Akteure?  

Der Fokus liegt in diesem Kapitel auf der fallunabhängigen Zusammenarbeit und der Positionierung 
der IIZ-Koordinator:innen. Das nachfolgende Kapitel 2.4 befasst sich mit der fallbezogenen Zusam-
menarbeit. 

2.3.1 Fallunabhängige Zusammenarbeit 
Knapp die Hälfte der Kantone verfügt neben einem Steuerungsgremium über ein Entwicklungs- und 
Koordinationsgremium (EKG), eine Koordinationsgruppe, eine Fachgruppe oder eine entsprechende 
Arbeitsgruppe. Solche Vernetzungs- und Austauschgefässe tragen dazu bei, die operative Zusam-
menarbeit zwischen ansonsten weitgehend unabhängigen Institutionen gemeinsam zu gestalten. 
Diese Ebene fungiert innerhalb der IIZ-Strukturen häufig als Bindeglied zwischen der politisch-stra-
tegischen Ebene und der fachlich-operativen Umsetzung. Hier werden Grundlagen erarbeitet, stra-
tegische Leitlinien entwickelt, das Schnittstellenmanagement sichergestellt oder die Umsetzung der 
kantonalen IIZ-Strategie überprüft. Zudem bildet diese Organisationsebene eine Plattform für den 
institutionalisierten Informations- und Wissenstransfer.  

Abbildung 3: Organisatorische Zusammensetzung der IIZ-Strukturen in den Kantonen 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Quelle: Befragung kantonale IIZ-Koordinator:innen 2023 

Lesebeispiel: Der Kanton Graubünden verfügt über ein Steuerungs- und ein Entwicklungs- und Koordinationsgremium sowie 
über eine Geschäftsstelle und Arbeits- bzw. Fachgruppen. 

Kanton STG EKG Geschäfts-
stelle 

AG od. 
andere

AG 4 3 0
AR
BE 4 0 2 1
BL 4 0 0 0
BS 4 3 1
FR 4 0 2 1
GE 4 0 1
GL 4 3 0 0
GR 4 3 2 1
JU 4 0 0 1
LU 4 0 2 0
NE 4 0 0 0
OW/NW 4 3 1
SH 4 0 0 1
SG 4 3 0 0
SZ 4 3 2 0
SO 4 3 2 1
TG 4 3 0 0
TI 0 0 0 0
UR 4 2 0
VD 0 0 0
VS 4 3 2 1
ZG 4 3 0 0
ZH 4 3 2 1
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Für die Erarbeitung und Umsetzung spezifischer IIZ-Themen oder -Projekte setzen verschiedene 
Kantone Arbeitsgruppen ein, in denen jeweils die themenrelevanten Fachpersonen vertreten sind. 
Eine weitere Form der fallunabhängigen Zusammenarbeit sind Schulungsprogramme, wie sie bei-
spielsweise in den Kantonen FR, GE oder SG angeboten werden. In diesen Kantonen werden die 
Mitarbeitenden der Partnerinstitutionen regelmässig zum Thema IIZ geschult. Dazu zählen auch Sta-
ges, in denen die Mitarbeitenden Einblick in die Arbeitsweise der anderen Partnerinstitutionen erhal-
ten. Zudem schaffen diese Gefässe Raum für gegenseitiges Kennenlernen und Vernetzung. 

2.3.2 Positionierung der IIZ-Koordinator:innen  
Alle Kantone verfügen über mindestens eine IIZ-Koordinatorin oder einen IIZ-Koordinator. Ihre orga-
nisatorische Einbindung in die IIZ-Strukturen, ihre Rolle, ihr Handlungsspielraum und ihre Aufgaben 
sind jedoch von Kanton zu Kanton unterschiedlich. In neun Kantonen sind die IIZ-Koordinator:innen 
als Verantwortliche einer eigenständigen Geschäftsstelle in die IIZ-Strukturen eingebunden. Für 
diese Rolle sind sie mit den nötigen Ressourcen und Kompetenzen ausgestattet. Sie führen und 
koordinieren die Geschäfte der kantonalen IIZ-Gremien, leiten IIZ-Projekte und stellen die operative 
Umsetzung der IIZ-Strategie sowie das Reporting sicher. Teilweise organisieren und koordinieren sie 
die IIZ-Fallteams oder unterstützen die Partnerorganisation im Eingliederungsprozess.  

In den anderen Kantonen sind die IIZ-Koordinator:innen ebenfalls als Anlaufstelle für IIZ-Themen 
zuständig. Im Gegensatz zu den Kantonen mit einer IIZ-Geschäfts- oder Koordinationsstelle sind sie 
in eine der Partnerinstitutionen integriert. Die Rolle als Koordinator:in zählt nicht zu ihren Hauptauf-
gaben, sondern ist eine Zusatzaufgabe zu ihrem Stellenprofil, beispielsweise als RAV-Beratender. 
Häufig erhalten sie dafür keine zusätzlichen Ressourcen und ihr Handlungsspielraum ist je nach 
Funktionsstufe mehr oder weniger eingeschränkt. Dies ist auch darauf zurückzuführen, dass die 
Aufgaben und die damit verbundenen Kompetenzen der IIZ-Koordiantor:innen in einigen Kantonen 
wenig oder gar nicht konkretisiert sind.  

Im Rahmen des Umsetzungskonzepts IIZ 3.0 wird den Kantonen empfohlen die Ansprechstelle oder 
Ansprechperson (Koordinator:in) für IIZ-Themen idealerweise mit folgendem Profil auszustatten: Die 
Person 

– hat Kontakt/Zugang zu allen IIZ-Partnern im Kanton und ist somit Anlaufstelle für kantonale IIZ-
Fragen oder -Anliegen,  

– ist aufgrund ihrer Funktion in der Lage, sich einen Überblick über Fragen/Herausforderungen 
in der interinstitutionellen Zusammenarbeit zu verschaffen,  

– ist Teil des kantonalen IIZ-Steuerungsgremiums,  

– hat die Legitimität, Anliegen in die Nationale IIZ einzubringen und den Wissenstransfer zwischen 
nationaler, kantonaler und kommunaler Ebene sicherzustellen. 

In knapp zwei Dritteln der Kantone sind die IIZ-Koordinator:innen Teil des 
Steuerungsgremiums. In der Regel als Beisitzende ohne Stimmrecht oder in 
der Funktion als Geschäftsführender. 46 Prozent der kantonalen IIZ-Koor-
dinator:innen sind beim Arbeitsamt/RAV angesiedelt, 29 Prozent bei der IV-
Stelle und ein gutes Fünftel beim Sozialamt. Die Kantone AG, SZ, TG und VD 
haben zwei IIZ-Koordinator:innen, wobei jeweils eine Person beim Arbeits-
amt/RAV und die andere bei der IV-Stelle angestellt ist.   
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2.3.3 Übersicht zur operativ-strategischen Gestaltung der IIZ in den Kantonen 
Die nachfolgende Tabelle gibt einen Überblick darüber, wie die IIZ auf operativ-strategischer Ebene 
in den Kantonen aufgestellt ist. Dabei werden der Dimensionen der fallunabhängigen (operativ-stra-
tegische Ebene) als auch der fallabhängigen Zusammenarbeit (Zusammenarbeit und Prozesse) ab-
gebildet.  

Tabelle 2: Operativ-strategische Gestaltung der IIZ in den Kantonen 

KT Operativ-strategische Ebene Zusammenarbeit Prozesse  
AG Eine Arbeitsgruppe aus Vertretern der 

IV und des AWA befasst sich mit der 
operativen Weiterentwicklung der Ko-
operation Arbeitsmarkt. Eine zweite 
Arbeitsgruppe, bestehend aus Vertre-
tern des AWA und des Amtes für Mig-
ration und Integration, bearbeitet pra-
xisbezogene Aufgaben zur Verbesse-
rung der Arbeitsintegration von 
VA/FL. 

Die Zusammenarbeit mit der Sozial-
hilfe erfolgt situativ im Rahmen von 
Einzelaufträgen der Gemeinden. Bei 
den RAV gibt es spezialisierte Integra-
tionsberater*innen, welche die Fälle 
dieser beiden Partnerinstitutionen 
begleiten.  
 

Im Rahmen der Kooperation Arbeits-
markt gibt es institutionsübergrei-
fende Prozesse. Die Eingliederungs-
beratenden der IV führen gemein-
same Fälle, die gleichzeitig Anspruch 
auf ALV und Integrationsmassnah-
men (IM, AV) der IV haben, sowohl 
über den Integrationsprozess nach 
IVG als auch nach AVIG. 

AR Auf operative-strategischer Ebene 
gibt es einzelne Fachgruppen, die 
sich periodisch (ca. 2x pro Jahr) tref-
fen. 

Im Kanton gibt es keine formalisier-
ten IIZ-Strukturen. Die "IIZ-Fälle" 
werden von Fall zu Fall zwischen den 
involvierten Akteuren geregelt. 

 

BE Die IIZ-Fachstelle mit zwei Mitarbei-
tenden ist die Geschäftsstelle des 
Steuerungsgremiums. Sie unter-
stützt das Steuerungsgremium in 
seinen Aufgaben und ist Bindeglied 
zwischen der kantonalen und natio-
nalen Ebene und den relevanten An-
sprechpartnern. Die Geschäftsstelle 
vertritt die IIZ des Kantons Bern in 
Vernetzungs- und Arbeitsgruppen. 
Im Auftrag des Steuerungsgremiums 
arbeitet sie in Projekten mit oder lei-
tet diese. 

Fallbezogen existieren zwischen den 
IIZ Institutionen Zusammenarbeits-
vereinbarungen. Diese werden jähr-
lich überprüft, so dass die instituti-
onsübergreifende Fallbearbeitung 
fortlaufend optimiert und weiterent-
wickelt wird.  
 

 

BL Der Kanton verfügt über keine spezi-
fische IIZ-Stelle. Mitarbeitende der In-
stitutionen der IIZ arbeiten im Rah-
men der gesetzlichen Rahmenbedin-
gungen fallbezogen zusammen. 
 

Die Zusammenarbeit findet in der 
täglichen Praxis bilateral zwischen 
den beteiligten Stellen statt. Je nach 
Fall werden unterschiedliche Instru-
mente und Massnahmen eingesetzt. 
Dazu gehören Runde Tische mit den 
Betroffenen oder der bilaterale Aus-
tausch zwischen den Stellen auf der 
Basis einer Einverständniserklärung. 

 

BS Eine Koordinationsgruppe, in der alle 
IIZ-Partner vertreten sind, bereitet 
Grundlagen für die IIZ auf (Studien, 
Empfehlungen der Bundesstellen 
usw.), entwickelt die strategischen 
Leitlinien und stellt den Informations-
austausch zwischen den Partnern si-
cher. Der IIZ-Koordinator koordiniert 
die IIZ-Koordinationsgruppe und stellt 
die Kommunikation mit dem Auftrag-
geber auf Stufe Amtsleitung sicher. 
 

IIZ ist eine gemeinsame Haltung und 
Kultur: Die beteiligten Organisationen 
sind sich bewusst, dass sie sehr viele 
Schnittstellen untereinander haben. 
Sie richten ihr jeweiliges Aufgaben-
verständnis darauf aus und gehen auf 
allen Ebenen niederschwellig und 
selbstverständlich aufeinander zu, 
um die Koordination sicherzustellen, 
Prozesse zu gestalten und im Einzel-
fall die gemeinsam besten Lösungen 
zu finden. 

In den Vereinbarungen geregelt 

FR Die IIZ-Geschäftsstelle hat die Auf-
gabe, der kantonalen Kommission 
strategische Vorschläge zu unterbrei-
ten und deren Beschlüsse umzuset-
zen. Sie entwickelt IIZ-Projekte, bietet 
IIZ-Schulungen an und führt die ope-
rativen Teams des Medval-Systems. 

Die konkrete Zusammenarbeit stützt 
sich auf drei interdisziplinäre Teams, 
die jeweils aus einem Arzt und einem 
Vertreter der Partnerinstitutionen be-
stehen. Die Medval-Teams nehmen 
eine medizinisch-interinstitutionelle 
Abklärung/Evaluation vor. Diese 
dient den RAV-Beratenden und Sozi-
alarbeitenden als Entscheidungshilfe 
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KT Operativ-strategische Ebene Zusammenarbeit Prozesse  
für die Wiedereingliederungsstrate-
gie. 

GE Die 17 IIZ-Referent:innen stehen allen 
Mitarbeitenden der drei Hauptpartne-
rinstitutionen zur Verfügung. Ab 2023 
werden die Mitarbeitenden der drei 
Partnerinstitutionen regelmässig in 
IIZ geschult. 

Die Gruppe der 17 IIZ-Referent:innen 
der drei Partnerinstitutionen (IV, RAV, 
Sozialhilfe) tauscht sich über kom-
plexe Situationen aus, die eine Koor-
dination zwischen zwei oder drei In-
stitutionen oder einen Informations-
austausch erfordern. Ziel ist es, die 
berufliche Eingliederung zu fördern, 
eine adäquate Betreuung zu gewähr-
leisten oder spezifische, auf die be-
troffene Person zugeschnittene Mas-
snahmen zu ergreifen. Einmal pro Mo-
nat ist ein Vertrauensarzt der IV an-
wesend. 

 

GL Ein Entwicklungs- und Koordinations-
gremium, in dem die Abteilungslei-
ter*inne der IV, der RAV und der sozi-
alen Dienste vertreten sind.  

Regelmässige Treffen der Vollzugs-
behörden und bei Bedarf der Aufsicht 
mit den Amtsleitungen. 

Prozesse sind definiert 

GR Die operative Ebene gliedert sich in 
die operative Führung und die opera-
tive Umsetzung. Die operative Steue-
rung erfolgt durch eine Fachgruppe, 
in der die Abteilungsleitungen der IIZ-
Partnerinstitutionen vertreten sind, 
die operative Umsetzung durch eine 
Arbeitsgruppe, in der Teamleiter:in-
nen und Beratungspersonen vertre-
ten sind. 

Die Zusammenarbeit erfolgt im Rah-
men der Regelstrukturen bilateral 
zwischen den beteiligten Stellen. 

  

JU Zurzeit ist keine Person formell für die 
IIZ angestellt. Die an der IIZ beteiligten 
Mitarbeitenden engagieren sich im 
Rahmen der gesetzlichen Rahmenbe-
dingungen (Sozialhilfe, Arbeitslosen-
versicherung, Invalidenversicherung, 
Migration) in der IIZ. 

Die Zusammenarbeit erfolgt informell 
und flexibel. Ein IIZ-Referententeam 
führt alle sechs Wochen, bei Bedarf 
auch häufiger, bilaterale oder trilate-
rale Treffen und Assessments durch. 
Ob und in welchem Umfang die vier 
Partnerinstitutionen daran teilneh-
men, hängt von deren Bereitschaft 
ab, Ressourcen für die IIZ zur Verfü-
gung zu stellen. 

Ein Referenzdokument ist in Erarbei-
tung. Dieses soll die Mitarbeitenden 
über den gesetzlichen Handlungs-
spielraum und den definierten Koope-
rationsprozess informieren. Dadurch 
soll die Kommunikation bei der Zuwei-
sung oder während der gemeinsamen 
Bearbeitung von IIZ-Fällen erleichtert 
werden. 

LU Die IIZ-Koordinationsstelle hat die 
Aufgabe, die erforderlichen Struktu-
ren für den IIZ-Prozess zur Verfügung 
zu stellen, die beteiligten Fachperso-
nen zu schulen, eine Fallstatistik zu 
führen und den Informationsfluss und 
die Vernetzung auf kantonaler und 
mit der nationalen Ebene sicherzu-
stellen.  

Die IIZ-Koordinationsstelle unter-
stützt die Fachpersonen der IIZ-Part-
nerinstitutionen im Eingliederungs-
prozess fachlich und koordinativ. Sie 
organisiert und moderiert die «Run-
den Tische» und unterstützt bei Op-
tima.  

 

NE Der IIZ-Koordinator übernimmt für die 
IIZ-Plattform administrative, organi-
satorische und kommunikative Auf-
gaben.   
 

Zusammenarbeit im Rahmen der kan-
tonalen Strategie zur beruflichen In-
tegration. Mittels einer Standortbe-
stimmung (Prognose 1) und eines 
Auswertungsgesprächs (Prognose 2) 
wird beurteilt, ob eine Person, die dem 
RAV zugewiesen wird, Zugang zu den 
AMM hat. 

Die von allen beteiligten Institutionen 
gemeinsam eingesetzten Instru-
mente (Prognose 1 und Prognose 2) 
bilden einen gemeinsamen Rahmen 
für die Definition der Arbeitsmarktfä-
higkeit einer Person. Personen, die 
diesen Kriterien nicht entsprechen, 
müssen vor der Weiterleitung ihres 
Dossiers an das RAV zunächst von 
den "Gateway-Dienste" vorbereitet 
werden. 

NW/
OW 

Eine IIZ-Arbeitsgruppe trifft sich ca. 
3x jährlich. Sie organisiert die Netz-
werkanlässe, ist Ansprechstelle für 
Mitarbeitende und entwickelt IIZ-In-
strumente (z.B. Gesprächsprotokolle).  
 

Im Rahmen von Schnittstellenge-
sprächen wird die Fallführung geklärt. 
Die konkrete Zusammenarbeit erfolgt 
zwischen den Institutionen (Einzel-
fälle).  
Jährlich findet ein Anlass mit den 
Mitarbeitenden der an der IIZ 
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KT Operativ-strategische Ebene Zusammenarbeit Prozesse  
beteiligten Institutionen statt. Er 
dient dem gegenseitigen Informati-
onsaustausch über Arbeitsabläufe 
sowie Möglichkeiten und Grenzen der 
Zusammenarbeit.  

SH Keine Fach- oder Koordinationsstelle. 
Strategische Themen werden in der 
Steuergruppe IIZ erarbeitet. Die Koor-
dination der IIZ wird durch das Ar-
beitsamt sichergestellt. 

Regelmässige Runde Tische mit Akt-
euren der IIZ und div. themenspezifi-
sche Arbeitsgruppen.  

 

SG Die IIZ-Steuergruppe tauscht sich re-
gelmässig aus. 
 

Jede IIZ-Partnerinstitution hat An-
sprechpersonen für das Thema IIZ 
definiert. Mit der Durchführung von 
Stages erhalten die Mitarbeitenden 
Einblick in die Arbeitsweisen der je-
weils anderen IIZ-Partnerinstitutio-
nen. Zudem dienen die Stages der 
Vernetzung.  

Die IIZ wird von einer der vier Institu-
tionen initiiert. Im Rahmen des Case 
Managements werden die notwendi-
gen Schritte eingeleitet. Es wird ein 
Integrationsplan mit den entspre-
chenden Zielen und Zielvereinbarun-
gen erstellt. 

SO Das Entwicklungs- und Koordinati-
onsgremium ist das Bindeglied zwi-
schen IIZ-Leitung und den beteiligten 
IIZ-Partnerinstitutionen. Das Gre-
mium ist für die Umsetzung und 
Steuerung der themenübergreifen-
den Programme und Massnahmen 
zuständig. Es stellt den Informations- 
und Wissenstransfersicher, koordi-
niert die Fachgruppen, nimmt rele-
vante Themen und Entwicklung auf 
und regelt die Verteilung der Bundes-
mittel.  
Die Geschäftsstelle führt und koordi-
nierte die Geschäfte der IIZ-Gremien, 
stellt das Schnittstellenmanagement 
sicher und sorgt für die Vernetzung 
gegen innen und aussen.  

Fachgruppen werden aktiviert, wenn 
Integrationsthemen nicht innerhalb 
der Regelstrukturen bearbeitet wer-
den können- und weitere Akteure di-
rekt oder indirekt betroffen sind.  

Die operativ-prozessorientierte 
Arbeit erfolgt institutionalisiert zwi-
schen den betroffenen Regelstruktu-
ren. 

SZ Die Koordinationsstelle ist der opera-
tive Knotenpunkt der Organisation 
und für die Umsetzung der IIZ zustän-
dig. Sie wird von zwei IIZ-Koordinato-
rinnen im Teilzeitpensum geführt. Die 
IIZ-Arbeitsgruppe (EKG) dient der IIZ-
Koordinationsstelle als Begleitgruppe 
und Expertenpool im operativen Be-
reich. Sie setzt sich aus Fach- und 
Leitungspersonen der IIZ-Partneror-
ganisationen zusammen. 

Ein IIZ-Fallteam koordiniert die Zu-
sammenarbeit in konkreten IIZ-Fällen 
und sorgt für einen erweiterten Infor-
mationsaustausch. Die Eingliede-
rungsstrategie soll möglichst frühzei-
tig abgestimmt und durch ein koordi-
niertes Planen und Handeln erreicht 
werden.  

Die Koordination der IIZ-Fälle folgt 
den Grundsätzen des Case Manage-
ments.  

TG Ein Fachgremium ist für die Netz-
werkpflege und den Informationsaus-
tausch zwischen den IIZ-Partner zu-
ständig. Das Gremium legt die opera-
tiven Ziele und Handlungsfelder fest.  

Die konkrete Zusammenarbeit erfolgt 
bei IIZ-Fällen im Rahmen der Regel-
strukturen bi- oder trilateral. 

 

TI Im Rahmen der verschiedenen Zu-
sammenarbeitsvereinbarungen wird 
jeweils ein Referent/eine Referentin 
definiert, die für die Zusammenarbeit 
zwischen den beiden betroffenen In-
stitutionen (z.B. RAV-Sozialhilfe) zu-
ständig ist.  

Vereinbarungen erleichtern die Zu-
sammenarbeit und den Informations-
austausch zwischen den beteiligten 
Partnerinstitutionen bei komplexen 
Fällen oder bei der Übergabe von Zu-
ständigkeiten.   

 

UR Projekt «Organisationsunabhängige 
Arbeitsmarktintegration» 

Enge fachliche, fallbezogene Zusam-
menarbeit der IIZ-Partner, um eine 
umfassende Beratung und Unterstüt-
zung aus einer Hand zu gewährleis-
ten. Die Betroffenen werden bei der 
Stellensuche und der beruflichen In-
tegration durch ein Job Coaching be-
gleitet. 
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KT Operativ-strategische Ebene Zusammenarbeit Prozesse  
VD  Im Rahmen der Unités Communes 

(UC) arbeiten die Sozialhilfe und die 
RAV eng zusammen, entwickeln ge-
meinsam eine Eingliederungsstrate-
gie für die betroffene Person und ko-
ordinieren die Massnahmen. Um auch 
gesundheitliche Aspekte berücksich-
tigen zu können, ist ab 2020 eine Zu-
sammenarbeit in Form eines Bereit-
schaftsdienstes der IV Teil der UC. 
Dieser Bereitschaftsdienst wurde auf 
alle RAV ausgeweitet. 

Unités Communes: Eine Richtlinie re-
gelt die Leistungen zur beruflichen 
und sozialen Eingliederung von Sozi-
alhilfeempfängern und legt den ope-
rativen Rahmen fest. 
 

VS Ein Entwicklungs- und Koordinations-
gremium (EKG), bestehend aus den 
Amts- oder Sektionsleitenden der IIZ-
Partner, bildet die Brücke zwischen 
operativer und der strategischer 
Ebene. Die Geschäftsstelle führt die 
administrativen und organisatori-
schen Geschäfte der Gremien, stellt 
die Vernetzung aller Beteiligten sicher 
und ist für die Kommunikation zu-
ständig. Sie setzt sich zusammen aus 
der kantonalen IIZ-Beauftragten, ei-
nem Sekretariat und regionalen/the-
matischen Koordinator:innen. Letz-
tere stellen unter anderem sicher, 
dass die IIZ in ihrer Region funktio-
niert. 

Die fallbezogene Zusammenarbeit er-
folgt im Rahmen eines Case Manage-
ment. Jede Partnerinstitution be-
zeichnet eine IIZ-Ansprechperson, 
die bei Bedarf eine komplexe Situa-
tion melden oder ein Fallmanagement 
auslösen kann. Der Kanton Wallis 
möchte, dass die IIZ auch auf bilate-
raler Ebene/Netzwerkebene von allen 
Partnern gelebt wird. 

Der allgemeine Prozess der IIZ Wallis 
beschreibt, je nach Grad der Zusam-
menarbeit, den Ablauf und die Ver-
antwortlichkeiten jedes Einzelnen bei 
der Betreuung aller Personen, die bei 
einem IIZ-Partner angemeldet sind.  
Die speziell für IIZ Wallis entwickelte 
Software MX_CII wird für den Daten- 
und Informationsaustausch bei der 
Bewältigung von komplexen Situatio-
nen eingesetzt.  

ZG Eine IIZ-Koordinationsstelle und ein 
IIZ-Koordinationsteam mit festen 
Vertretungen der IV, der RAV und der 
Sozialhilfe.  

Die Koordinationsstelle organisiert die 
gemeinsamen Gespräche nach Rück-
sprache mit den involvierten Stellen. 
Sie übernimmt die Gesprächsführung, 
die Ausarbeitung des Handlungspla-
nes und das Gesprächsprotokoll. Sie 
kontrolliert den weiteren Verlauf und 
bleibt in Kontakt mit den Fallführun-
gen und den Klient:innen. 

Für den Daten- und Informationsaus-
tausch wird CaseNet genutzt. 
 

ZH Ein operativer Ausschuss mit Vertre-
tungen aus den IIZ-Partnerinstitutio-
nen und der Geschäftsstelle IIZ stellt 
die Umsetzung der kantonalen IIZ-
Strategie, des IIZ-Konzepts und die 
Erbringung der vereinbarten Dienst-
leistungen sicher. Die Mitglieder des 
Ausschusses führen in ihren Organi-
sationen die IIZ-Spezialist:innen in 
personeller und/oder fachlicher Hin-
sicht.  
Die Geschäftsstelle IIZ ist koordinie-
rende Drehscheibe und setzt die IIZ-
Strategie, das IIZ-Konzept und das 
Fallmanagement um. Sie erstellt das 
operative Controlling, sorgt für die 
Berichterstattung an den Ausschuss 
und die Trägerschaft und leistet Füh-
rungsunterstützung. Zudem stellt sie 
das Wissensmanagement zwischen 
den IIZ-Partnerinstitutionen sicher.  

Auf der Einzelfallebene folgt die Zu-
sammenarbeit einem IIZ-Stufenmo-
dell: Sie erfolgt einerseits in den Re-
gelstrukturen der Durchführungsstel-
len, und andererseits via IIZ-Koordi-
nation der Geschäftsstelle.  
In den vier IIZ-Partnerinstitutionen 
arbeiten spezialisierte IIZ-Fachperso-
nen. Die Geschäftsstelle IIZ führt die 
Koordinator:innen für das Fallma-
nagement, organisiert und koordiniert 
die IIZ-Fallteams und hat die opera-
tive Steuerung auf Einzelfallebene 
inne.  
 
 

Die Fallbegleitung folgt den Grunds-
ätzen des Case Management Ansat-
zes. Die Prozesse für die Fallerken-
nung / Früherkennung in den IIZ-
Partnerinstitutionen, und für die koor-
dinierten IIZ-Fallbegleitungen sind 
klar beschrieben. Die Fallmanage-
ment-Plattform CASEnet bildet die 
Prozesse ab. 
Prozessbeschreibungen finden sich 
auf www.zh.ch/iiz und sind detaillier-
ter beschrieben im Sozialhilfehand-
buch Kanton Zürich (IIZ-Prozessab-
lauf für Sozialhilfeorgane 
 

  

https://www.vs.ch/documents/211478/986456/IIZ-Ablauf/182b57c9-9397-4ef6-b803-acb7fd52cfc0
http://www.zh.ch/iiz
https://www.zh.ch/de/soziales/sozialhilfe/sozialhilfehandbuch/flexdata-definition/13-integrationsmassnahmen/13-3-interinstitutionelle-zusammenarbeit-iiz/13-3-02-iiz-netzwerk-des-kantons-zuerich.html
https://www.zh.ch/de/soziales/sozialhilfe/sozialhilfehandbuch/flexdata-definition/13-integrationsmassnahmen/13-3-interinstitutionelle-zusammenarbeit-iiz/13-3-02-iiz-netzwerk-des-kantons-zuerich.html
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2.4 Fallbezogene Zusammenarbeit  

Das Hauptziel der interinstitutionellen Zusammenarbeit ist es, die beruflichen Integrationschancen 
für Menschen in komplexen Lebenssituation zu verbessern. Die Angebote und Massnahmen sollen 
effektiver und effizienter eingesetzt werden, um die Personen gezielt zu unterstützen und die staat-
lichen Mittel sinnvoll zu nutzen. Vor diesem Hintergrund geht dieses Kapitel den Fragen nach:  

– Wie ist die fallbezogene Zusammenarbeit in den Kantonen organisiert? 

– Welche Fallkriterien müssen erfüllt sein, damit eine fallbezogene Zusammenarbeit eingelei-
tet wird?  

– Welche Methoden werden im Begleit- und Vernetzungsprozess eingesetzt? 

Die Kantone verfolgen bei der Organisation der fallbezogenen Zusammenarbeit zwei unterschiedli-
che Strategien: In fast der Hälfte der Kantone arbeiten die beteiligten Partner im Rahmen der Regel-
strukturen zusammen. Die Kantone dieser Gruppen haben Form und Ablauf der fallbezogenen Zu-
sammenarbeit teilweise in entsprechenden Vereinbarungen zwischen den beteiligten Institutionen 
festgehalten (z.B. BE und BS). Wie die Antworten und Unterlagen der IIZ-Koordinator:innen zeigen, 
sind die Prozesse und Abläufe in der Einzelfallarbeit jedoch nicht immer explizit definiert, beispiels-
weise in einer Zusammenarbeits- oder Kooperationsvereinbarung (siehe Tabelle 2). 
Eine weitere knappe Hälfte der Kantone arbeitet mit interdisziplinären Fallteams. In diesen Kantonen 
haben die Partnerinstitutionen jeweils Ansprechpersonen für IIZ-Themen definiert, die je nach Be-
darf in einem Fallteam mitarbeiten können. Die Zusammenarbeit im Einzelfall orientiert sich in diesen 
Kantonen häufig an dem Modell des Case Managements.  
Etwas andere Wege gehen der Kanton Aargau mit der Kooperation Arbeitsmarkt, die auf einem in-
stitutionsübergreifenden Prozess basiert, und der Kanton Uri mit der organisationsunabhängigen 
Arbeitsintegration. In beiden Kantonen kann von einer übergeordneten Gestaltung der IIZ als Pro-
zessmanagement an den Schnittstellen der beteiligten Institutionspartner gesprochen werden.  

2.4.1 Zugangskriterien und Meldeprozess 
Um eine Zusammenarbeit zu starten, müssen in den meisten Kantonen mindestens zwei Partnerin-
stitutionen beteiligt sein und/oder eine Mehrfachproblematik vorliegen (siehe Tabelle 3). In verschie-
denen Kantonen gibt es zusätzliche Bedingungen. Zum Beispiel muss die Person in den Kantonen 
GR, LU, ZG, ZH dort wohnen, arbeitsfähig und motiviert sein. Oft wird auch verlangt, dass die Person 
ein gewisses Integrationspotenzial oder eine anerkannte Arbeitsmarktfähigkeit aufweist. In den Kan-
tonen BL und FR sind gesundheitliche Probleme und Langzeitarbeitslosigkeit weitere Kriterien. In 
Genf müssen mindestens zwei der folgenden Probleme vorhanden sein: kein sicheres Einkommen, 
gesundheitliche Probleme, keine Arbeit, soziale Probleme. Der Kanton Wallis unterscheidet zwischen 
einem «vernetzten IIZ-Fall», bei dem zwei Institutionen beteiligt sind, der aber nicht komplex ist, und 
einem «komplexen IIZ-Fall», wo es mehrere Risikofaktoren und grosse Integrationsschwierigkeiten 
gibt. Im Kanton Aargau muss die Person gleichzeitig Anspruch auf ALV und Integrationsmassnah-
men der IV haben, damit sie im Rahmen der Kooperation Arbeitsmarkt begleitet wird.  

Da in den Kantonen, in denen die fallbezogene Zusammenarbeit in den Regelstrukturen stattfindet, 
die Prozesse und Abläufe nicht immer definiert sind, dürfte es im Ermessensspielraum der Fachper-
sonen liegen, wann und ob eine fallbezogene Zusammenarbeit eingeleitet wird. In Kantonen mit 
Fallteams können in der Regel alle meldeberechtigten Organisationen eine Fallmeldung machen. In 
einigen Kantonen (FR, GE, VS, ZG, ZH) stehen dafür auch elektronische Fallführungsplattformen zur 
Verfügung. Zudem gibt es in den Partnerinstitutionen IIZ-Spezialist:innen, IIZ-Ansprechpersonen 
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oder IIZ-Referent:innen, die eine erste Einschätzung vornehmen, eine Fachberatung anbieten oder 
eine direkte Meldung machen können.  

Tabelle 3: Zugangs- und Fallkriterien in der IIZ nach Kanton 

KT Fallkriterien  
AG Keine "klassische" Definition, was IIZ-Fälle sind. 

BE Mind. 2 Partner involviert: 
Personen, bei denen mehrere Institutionen aus den Bereichen soziale Sicherheit, Integration und Bildung an der Zieler-
reichung beteiligt sind. 

BL Gesundheitliche Probleme:  
Die Fachstelle Eingliederung des KIGA unterstützt Menschen mit physischen und psychischen Schwierigkeiten bei der 
Wiedereingliederung in den Arbeitsmarkt. 
Langzeitarbeitslose: 
Die AMM «Viadukt» richtet sich an Stellensuchende ab 50 Jahren, die von Langzeitarbeitslosigkeit bedroht sind. 

BS Die Kriterien sind in jeder Kooperationsvereinbarung einzeln definiert. 

FR Gesundheitliche Probleme:  
Personen, bei denen ein gesundheitliches Problem die Eingliederung erschwert. 
Langzeitarbeitslose:  
Arbeitssuchende, die keinen Anspruch auf Arbeitslosengeld (mehr) haben, Sozialhilfe beziehen oder in den letzten 12 
Monaten bezogen haben und motiviert sind, wieder eine Arbeit zu finden 

GE Mind. 2 Partner involviert: 
Wenn mind. zwei Probleme vorliegen: kein existenzsicherndes Einkommen, gesundheitliche Probleme, keine Arbeit, so-
ziale Probleme. 

GL Mind. zwei Institutionen sind involviert: 
Keine IIZ-Fälle sind Personen, die sich in einer Rentenrevision befinden, eine laufende (Teil-)Rente beziehen. Auch keine 
IIZ-Fälle sind Personen, die eine IV-Umschulung oder eine erstmalige Ausbildung abgeschlossen haben 

GR Mehrere Kriterien müssen erfüllt sein: Person 
– hat Wohnsitz im Kanton  
– ist (Rest-)Arbeitsfähigkeit vorhanden. 
– hat Leistungsanspruch bei mind. einer IIZ-Partnerinstitution 
– hat eine Mehrfachproblematik  
– (Re-)Integrationschance in den 1. Arbeitsmarkt 
– ist motiviert, freiwillig Teilnahme und  
– stimmt dem Datenaustausch zu.  

JU Aktuelle oder künftig gemeinsame Betreuung durch mehrere Institutionen. 

LU Mehrere Kriterien müssen erfüllt sein: Person 
– hat Wohnsitz im Kanton 
– hat Arbeitsfähigkeit 
– hat Leistungsanspruch bei mind. einer IIZ-Partnerinstitution 
– hat eine Mehrfachproblematik 
– Reintegrationschancen in den 1. Arbeitsmarkt 
– Unterschriebene Vollmacht für den Datenaustausch 

NE Alle Personen mit einem beruflichen Integrationspotenzial (im Sinne der Prognose 1) können dem RAV gemeldet werden. 

NW/
OW 

Mind. zwei Institutionen sind beteiligt. 

SG Personen, die sich in einer mehrfachproblematischen Situation befinden. 

SZ Mind. zwei Institutionen sind involviert: 
Person wird von mind. zwei IIZ-Partnerinstitutionen betreut (oder eine zweite droht), hat ein reales Eingliederungspo-
tential in den 1. Arbeitsmarkt und ist kooperationsbereit. 

SO Alle Personen mit Integrationsbedarf: Sozialhilfebeziehende aller Nationalitäten, Migrant:innen mit unterschiedlichem 
Aufenthaltsstatus, Personen mit gesundheitlichen Einschränkungen, Jugendliche und junge Erwachsene mit hohem, 
spezifischem Förderbedarf. 

TG Mind. zwei Institutionen sind involviert und eine Mehrfachproblematik liegt vor. 

UR Mind. zwei Institutionen sind involviert.  

VD Mindestens drei Institutionen sind betroffen. 
Sozialhilfebeziehenden mit anerkannter Arbeitsmarktfähigkeit 

VS Der «vernetzte IIZ-Fall» umfasst Personen, die Leistungen von mindestens zwei Institutionen beziehen, aber nicht kom-
plex sind. 
Der «komplexe IIZ-Fall» umfasst Personen mit mehreren Risikofaktoren und grossen Integrationsschwierigkeiten. 

ZG Mehrere Kriterien müssen erfüllt sein:  
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KT Fallkriterien  
Anmeldung bei mind. einer der drei Institutionen IV/ RAV /SD, Koordinationsbedarf aufgrund komplexer Lebenssituation. 
Person  

– ist bei mehreren Institutionen angemeldet und es besteht Koordinationsbedarf 
– hat Integrationspotenzial 
– ist motiviert für eine berufliche und soziale Integration 

ZH Mehrere Kriterien müssen erfüllt sein: Person 
– hat Wohnsitz im Kanton 
– braucht spezialisierte Unterstützung bei der Suche nach einer neuen Arbeits- oder Ausbildungsstelle 
– befindet sich in einer mehrfachproblematischen Situation, d. h. ihre Integration in den Arbeitsmarkt wird durch die 

gesundheitliche, soziale oder finanzielle Situation erschwert 
– hat eine realistische Integrationschance oder benötigt eine umfassende Abklärung ihres Integrationspotenzials 
– ist motiviert und interessiert, ihre Situation zu verändern 
– braucht Unterstützung bei der Koordination verschiedener Akteure 
– ist bereits bei mindestens einer der IIZ-Partnerinstitutionen angemeldet: RAV, IV-Stelle Zürich, Sozialdienst der 

Wohngemeinde, Berufsinformationszentrum. 
– Gibt freiwillig ihr Einverständnis zur IIZ-Fallbegleitung und zum Datenaustausch 

2.4.2 Abklärungs- und Begleitprozess 
Gemäss den befragten IIZ-Koordinator:innen hat rund die Hälfte der Kantone einen fallbezogenen 
IIZ-Prozess definiert und schriftlich festgehalten. Die Mehrheit dieser Kantone nutzen in der Fallbe-
gleitung das Konzept des Case Managements. Der IIZ-Prozess beginnt meist mit einem Erstge-
spräch, in dem die Komplexität des Falles und die Notwendigkeit weiterer Koordinationsschritte ge-
klärt werden. In der nächsten Klärungsphase wird die Situation der betroffenen Personen im Rahmen 
von Assessments oder Schnittstellengesprächen genauer analysiert. Dabei werden je nach Modell 
und Prozess die betroffenen Partnerinstitutionen, Ärztinnen und Ärzte oder die Betroffenen selbst 
einbezogen. Aus der Situationsklärung entstehen Integrations- oder Handlungspläne. Sie halten die 
Ziele, Massnahmen und Zuständigkeiten fest, sind verbindlich und bilden im Begleitprozess eine Ori-
entierungsgrundlage für die beteiligten Institutionen sowie die Betroffenen. Teilweise werden die 
Handlungspläne auch als Empfehlungen ohne bindenden Charakter für die fallführenden Institutio-
nen verstanden.  

Abbildung 4: Kantone mit definierten Abklärungs- und Fallführungsprozessen 

 

 

 

 
Quelle: Befragung kantonale IIZ-Koordinator:innen 2023 

Ein etwas anderes Modell verfolgt der Kanton Aargau mit der Kooperation Arbeitsmarkt, wo die Pro-
zesse institutionenübergreifend verankert sind. Die Eingliederungsberatenden der IV-Stelle und die 
Personalberatenden der RAV betreuen gemeinsame Versicherte, die gleichzeitig Anspruch auf Ar-
beitslosenentschädigung und Integrationsmassnahmen der IV (IM, AV) haben. Die gemeinsame Fall-
führung erfolgt sowohl im Integrationsprozess nach IVG als auch nach AVIG. Der Arbeitgeberservice 
der RAV berät Arbeitgebende in allen Fragen der Arbeitsmarktintegration. Er vermittelt sowohl IV- 
und ALV-Versicherte als auch vorläufig Aufgenommene, Flüchtlinge und Sozialhilfebeziehende an 
Arbeitgebende. Für die drei letztgenannten Zielgruppen führen spezialisierte Integrationsberatende 
der RAV die Dossiers in bilateraler Zusammenarbeit mit den Gemeinden, den Sozialdiensten und dem 
Amt für Migration und Integration. 
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In den Modellen, in denen die IIZ-Partnerinstitutionen im Rahmen der Regelstrukturen fallbezogen 
zusammenarbeiten, bleibt häufig unklar, ob die Zusammenarbeit einem festen Prozess folgt oder ob 
der Prozess je nach Fallsituation spontan festgelegt wird. 

2.4.3 Fallstatistik 
In der Umfrage haben 15 Kantone angegeben, dass sie eine Fallstatistik führen und entsprechende 
Zahlen geliefert. Die Fallzahlen unterscheiden sich von Kanton zu Kanton teilweise stark, was mit der 
Definition und der Art der Erfassung der IIZ-Fälle zusammenhängen dürfte. Die angegebenen Fall-
zahlen beziehen sich auf das Jahr 2022. Es handelt sich teilweise um Schätzungen, wobei Kantone 
mit Fallführungsplattformen verlässlichere Zahlen liefern können (FR, VS, ZG, ZH). Der Kanton Wallis 
unterscheidet zwischen «vernetzten IIZ-Fällen» mit Personen, die Leistungen von mindestens zwei 
Institutionen beziehen, aber nicht komplex sind (5’575 Fälle) und «komplexen IIZ-Fällen» mit Perso-
nen, die mehrere Risikofaktoren und grosse Integrationsschwierigkeiten aufweisen (81 Fälle). Die 
Fallzahlen des Kantons Zürich setzen sich zusammen aus 600 IIZ-Koordinationsfällen im aktiven 
Fallmanagement und rund 1’000 Triagefällen, die mit den institutionellen Partnern bearbeitet wur-
den. Ein ähnliches Vorgehen zeigt sich im Kanton Genf, wo im Jahr 2022 rund 900 Fälle im Rahmen 
von IIZ-Klärungsgesprächen bearbeitet und rund 500 Fälle in einem IIZ-Integrationsprozess beglei-
tet wurden. Im Kanton Thurgau waren im Jahr 2022 bei 899 Personen mit Mehrfachproblematiken 
mindestens zwei IIZ-Partnerinstitutionen involviert. Der Kanton Bern berichtet von 800 IIZ-Fällen 
ohne weitere Angaben. Im Kanton Graubünden wurden 454 Fälle gezählt und im Kanton Aargau 
begleitete die Kooperation Arbeitsmarkt 400 Personen im Integrationsprozess. Im Kanton Schaff-
hausen begleiteten die RAV-Beratenden 265 Personen im Rahmen der IIZ, meist in Zusammenarbeit 
mit der IV. Insgesamt konnten in den 15 Kantonen, die Fallzahlen geliefert haben, rund 12'800 Per-
sonen von der IIZ profitieren, sei es durch ein Erstgespräch, durch die Koordination zwischen den 
beteiligten Institutionen oder durch eine intensivere Begleitung. Eine Hochrechnung auf alle Kan-
tone ist nicht angezeigt, da die IIZ in den Kantonen unterschiedlich ausgestaltet ist und sich auch 
die Rahmenbedingungen unterscheiden.  

Abbildung 5: IIZ-Fallzahlen nach Kanton im Jahr 2022 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Quelle: Befragung kantonale IIZ-Koordinator:innen 2023 
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2.5 Schlussbetrachtungen 

Die Kantone übernehmen in der Umsetzung der IIZ eine zentrale Rolle. Sie sorgen dafür, dass die IIZ 
in den Verwaltungs- und Vollzugsstellen gelebt und gefördert wird. Bei der Umsetzung von IIZ 3.0 
und dem Rückkoppelungsprozess zwischen der kantonalen und nationalen IIZ sind sie für den Wis-
senstransfer zwischen den Kantonen zuständig. Durch geeignete Strukturen und Massnahmen er-
kennen sie Herausforderungen und Fragestellungen in der Zusammenarbeit und können diese in die 
nationale IIZ einbringen. 

Bildung und Migration in die IIZ integrieren 
In den letzten Jahren zeichnete sich in den Kantonen eine Tendenz ab, die Zusammensetzung der 
an der IIZ beteiligten Partnersysteme an jene der Nationalen IIZ anzugleichen. Im Rahmen des Um-
setzungskonzepts IIZ 3.0 wird empfohlen, die Bereiche Bildung und Integration in die IIZ-Strukturen 
zu integrieren, was in gut der Hälfte der Kantone bereits umgesetzt ist.  

Politisch-strategische Verankerung 
Eine politisch-strategische Verankerung der IIZ besteht in den meisten Kantonen in Form von Steu-
erungsgremien sowie Regierungsratsbeschlüssen oder Rahmenvereinbarungen. Diese bilden die 
normativ-politische Voraussetzung für eine erfolgreiche Umsetzung. Die Hauptaufgabe der Steue-
rungsebene liegt in der Festlegung der strategischen Ausrichtung. Die nachhaltige Integration in 
Arbeit und Ausbildung ist das übergeordnete Ziel. Eine strategische Planung, die Entscheidungen 
zur Erreichung der langfristigen Ziele umfasst und regelmässig überprüft werden kann, fehlt in den 
meisten Kantonen. Unklar bleibt auch, wie die vorhandenen Strukturen genutzt werden, um eine IIZ-
Kultur zu etablieren. 

Operativ-strategische Umsetzung 
Die operativ-strategische Ebene der fallunabhängigen Zusammenarbeit ist in vielen Kantonen aus-
baufähig. Sie spielt eine wichtige Rolle bei der Umsetzung der IIZ und verbindet die strategische 
Ebene mit der konkreten Fallarbeit. In etwa der Hälfte der Kantone gibt es neben den Steuerungs-
gremien auch Entwicklungs- und Koordinationsgremien oder entsprechende Fach- oder Arbeits-
gruppen. Solche Austauschgefässe fördern die Zusammenarbeit zwischen unabhängigen Instituti-
onen und verknüpfen politische Entscheidungen mit der operativen Umsetzung. In knapp der Hälfte 
der Kantone fehlen solche institutionalisierten Austauschgefässe. 

Alle Kantone verfügen über eine IIZ-Koordinatorin oder einen IIZ-Koordinator. Diese sind jedoch un-
terschiedlich positioniert, was sich auf Funktion, Legitimation und verfügbare Ressourcen auswirkt. 
In neun Kantonen sind sie als eigenständige Geschäftsstelle mit entsprechenden Ressourcen orga-
nisiert. In den anderen Kantonen sind sie innerhalb einer Partnerinstitution tätig, wobei die Rolle als 
IIZ-Koordinator:in eine Zusatzaufgabe ist. 

Fallbezogene Zusammenarbeit  
Die interinstitutionelle Zusammenarbeit zielt darauf ab, die Integrationschancen von Menschen in 
komplexen Lebenslagen zu verbessern, indem Angebote effektiver genutzt werden. Die Kantone 
verfolgen in der fallbezogenen Zusammenarbeit unterschiedliche Ansätze: Rund die Hälfte arbeitet 
im Rahmen der Regelstrukturen mit festen Vereinbarungen, die andere Hälfte setzt interdisziplinäre 
Fallteams ein und orientiert sich am Konzept des Case Managements. Um Aussagen darüber zu ma-
chen, welches der beiden Modelle erfolgreicher ist, sind weiterführende Recherchen erforderlich, die 
auch Wirkungsindikatoren berücksichtigen. Dies war jedoch nicht das Ziel der Bestandesaufnahme. 
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3. IIZ-Koordinationsprojekte in den Kantonen  

Im Rahmen der Befragung wurden die IIZ-Koordinator:innen gebeten, Angaben zu Schnittstellen-
projekten im Bereich der Integrationsbemühungen in ihrem Kanton zu machen. Dabei sollte es sich 
um Projekte oder Vorhaben handeln, in denen zwei oder mehr Partnerinstitutionen zusammenar-
beiten. Die IIZ-Koordinator:innen haben insgesamt 47 Schnittstellenprojekte gemeldet4. Bei den 
meisten Projekten handelt es sich um dauerhafte Kooperationen. Mit anderen Worten bedeutet dies, 
dass es sich nicht wirklich um Projekte handelt, sondern um fest etablierte Formen der Zusammen-
arbeit. Ein kleiner Teil der Projekte befindet sich entweder noch in der Konzept- oder Pilotphase oder 
hat erst kürzlich mit der Umsetzung begonnen. Projekte/Programme laufen nicht immer unter dem 
Label «IIZ» oder sind als solche gekennzeichnet. 

Die Herausforderungen an den Schnittstellen konkretisieren sich in der täglichen, fallbezogenen Zu-
sammenarbeit. Sie können aber in der Regel nur auf einer übergeordneten politisch-strategischen 
oder operativ-strategischen Ebene gelöst werden. Wie die zahlreichen Projekte und Programme zei-
gen, sind die Kantone gewillt, die drängenden Koordinationsfragen anzugehen und pragmatische 
Lösungen zu finden.  

Abbildung 6: Anzahl Schnittstellenprojekte nach beteiligten IIZ-Partnern 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Quelle: Befragung kantonale IIZ-Koordinator:innen 2023 

In den folgenden Kapiteln werden die einzelnen Projekte nach Schnittstellen und involvierten IIZ-
Partnerinstitutionen dargestellt und vertieft. Dabei wird auf den Bericht zu den «Schnittstellen bei 
der Arbeitsmarktintegration aus Sicht der ALV» (Schnittstellenbericht, Ecoplan 2018) und die darin 
formulierten Herausforderungen und Lösungsansätze Bezug genommen. Konkret wird geprüft, in-
wiefern die Projekte eine oder mehrere der Herausforderungen aufgreifen und zu deren Lösung bei-
tragen. Solche Projekte können als Good Practice dienen. Die Einordnung der Projekte/Programme 
erfolgte nach folgenden Kriterien:  

– Beteiligte IIZ-Partnerinstitutionen  

– Ziele der Zusammenarbeit  

– Betroffene Zielgruppen  

 
4 Die im Folgenden aufgeführten Projekte erheben keinen Anspruch auf Vollständigkeit. Es ist durchaus möglich, dass in den 
Kantonen weitere Koordinationsprojekte, Zusammenarbeitsvereinbarungen oder etablierte Vorhaben bestehen, die in der Be-
standesaufnahme von den Koordinator:innen nicht genannt wurden.  
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Projekte mit übergreifender Thematik

Bildung - andere IIZ-Partner

Ivalidenversicherung - Sozialhilfe

Arbeitslosenversicherung - Migration
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Invalidenversicherung

Arbeitslosenversicherung - Sozialhilfe

https://www.iiz.ch/?action=get_file&language=de&id=24&resource_link_id=5a
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– Organisation der Zusammenarbeit 

Einige Projekte lassen sich nicht eindeutig einer Schnittstelle zwischen zwei IIZ-Partnerinstitutionen 
zuordnen. Teilweise sind weitere IIZ-Partner involviert oder betroffen. Haben diese Projekte klare 
Hauptakteure, wurde das Projekt der Schnittstelle zwischen diesen Hauptakteuren zugeordnet. Die 
Projekte/Programme sind am Ende jedes Kapitels in einer Tabelle zusammengefasst und den 
Schnittstellenthemen zugeordnet, für die sie mögliche Lösungen anbieten.  

3.1 Koordinationsprojekte zwischen ALV und Sozialhilfe  

Die Schnittstelle zwischen ALV und Sozialhilfe ist aufgrund der Anzahl der Betroffenen, die mit bei-
den Institutionen in Kontakt stehen, die wichtigste. Gemäss Auswertung der SHIVALV-Daten5 haben 
im Jahr 2021 insgesamt 17'522 Personen ALV-Taggelder und Sozialhilfe bezogen, wobei die Mehr-
heit (10'079 Personen) während mindestens zwei Monaten Leistungen aus beiden Systemen gleich-
zeitig bezogen hat (BFS 2023a).  

Personen, die im gleichen Jahr nicht gleichzeitig ALV-Taggelder und wirtschaftliche Sozialhilfe be-
zogen haben, sind im SHIVALV-Datensatz nicht enthalten. Dazu gehören die bei den RAV gemelde-
ten Stellensuchenden, die Sozialhilfe beziehen und keinen Anspruch auf Arbeitslosenentschädigung 
haben (Stellensuchende ohne Taggeldbezug). Gemäss der Studie von Liechti & Suri (2020) zur Wie-
dereingliederung von Stellensuchende ohne Taggeldbezug melden sich jährlich durchschnittlich 
knapp 50'000 Personen bei den RAV als sogenannte «weitere» Stellensuchende ohne Taggeldbe-
zug6 an. Bei einem Teil dieser Gruppe ist davon auszugehen, dass sie bereits bei der RAV-Anmeldung 
oder nach der Abmeldung beim RAV mit der Sozialhilfe in Kontakt kommen. 

Die Bedeutung der Schnittstelle zwischen ALV und Sozialhilfe zeigt sich einerseits in den zahlreichen 
Projekten, welche die Kantone zur Verbesserung der Zusammenarbeit an dieser Schnittstelle lan-
ciert haben. Andererseits zeigt sich der hohe Koordinationsbedarf in der Zusammenarbeit zwischen 
ALV und Sozialhilfe in der Vielfalt der zu klärenden Fragen. Insgesamt wurden von den Kantonen 
neun Projekte genannt, die jeweils eine oder mehrere Koordinationsfragen an der Schnittstelle zwi-
schen ALV und Sozialhilfe aufgreifen. Diese Projekte werden im Folgenden anhand der im Schnitt-
stellenbericht (Ecoplan 2018) identifizierten Koordinationsaspekte vertieft. 

3.1.1 Anmeldung Sozialhilfebezüger als Stellensuchende ohne Taggeldbezug beim RAV 
Melden sich Sozialhilfebeziehende bei einem RAV zur Arbeitssuche an, sind die RAV nicht immer 
über den Bezug von Sozialhilfe informiert. Das Wissen um den Sozialhilfebezug kann den RAV-Be-
ratenden helfen, die Eingliederungsstrategien besser zu koordinieren. Oft verfügen die Sozialarbei-
tenden über Informationen, die den Stellensuchenden bei der Arbeitssuche helfen. Zudem kann der 
Bezug von Sozialhilfe die Finanzierung von Arbeitsmarktlichen Massnahmen (AMM) beeinflussen, 
weil dafür eventuell Mittel aus der Sozialhilfe bereitstehen. Da es kein institutionalisiertes Meldever-
fahren gibt, handelt es sich hier um ein klassisches Problem des ungenügenden Informationsflusses, 
der manchmal auch durch den Datenschutz verhindert wird (vgl. Schnittstellenbericht 20218). 

Die Kantone begegnen dieser Herausforderung teilweise mit Zusammenarbeitsvereinbarungen, 
welche die Zuständigkeiten, die Abläufe und die Finanzierung der arbeitsmarktlichen Massnahmen 
regeln. So hat beispielsweise der Kanton Neuenburg in seiner Strategie zur beruflichen Integration 
den Anmeldeprozess und die Weitergabe der Dossiers zwischen den Institutionen abgestimmt und 

 
5 Analysen zum System der sozialen Sicherheit 
6 Personen in Kündigung und Ausgesteuerte, die bei den RAV angemeldet bleiben, zählen nicht zu dieser Gruppe.  

https://www.bfs.admin.ch/bfs/de/home/statistiken/soziale-sicherheit/analysen-verlaeufe-system/analysen.html
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die Rollen der einzelnen Stellen klarer definiert. Im Kanton Wallis regelt ein Regierungsratsbeschluss 
den Informationsaustausch zwischen den RAV und den Sozialmedizinischen Zentren (SMZ). 

3.1.2 Definition Vermittlungs- und Arbeitsmarktfähigkeit 
Die Definition der Arbeitsmarktfähigkeit enthält sowohl objektive als auch subjektive Elemente und 
lässt Raum für Interpretation. Sozialdienste und RAV beurteilen die Arbeitsmarktfähigkeit einer Per-
son unterschiedlich. Ein gemeinsames Verständnis von Vermittlungs- und Arbeitsmarktfähigkeit ist 
für die Zusammenarbeit zwischen beiden Institutionen zentral, da der Anspruch auf Beratung und 
Massnahmen der RAV von dieser Beurteilung abhängt. 

Verschiedene Projekte greifen das Anliegen eines gemeinsamen Verständnisses von Arbeitsmarkt-
fähigkeit auf. Im Projekt «AmiPlus» des Kantons Aargau können die Sozialdienste ein RAV mit der 
Arbeitsintegration von Sozialhilfebeziehenden beauftragen. Das RAV übernimmt die Abklärung der 
Arbeitsmarktfähigkeit und gibt eine Empfehlung für das weitere Integrationsverfahren ab. Die 
«Unités comunes» im Kanton Waadt wenden ein ähnliches Verfahren an. In der «Strategie berufliche 
Integration» des Kantons Neuenburg verwenden die beteiligten Institutionen gemeinsam definierte 
Instrumente zur Beurteilung der Arbeitsmarktfähigkeit von Stellensuchenden, die Sozialhilfe bezie-
hen. 

3.1.3 Arbeitsmarktliche Beratung von Sozialhilfebeziehenden durch RAV 
Viele Sozialhilfebeziehende waren vor dem Bezug von Sozialhilfe bereits als ALV-Taggeldbezie-
hende beim RAV eingeschrieben und wurden nach Ende des Taggeldanspruchs ausgesteuert. Sie 
gelten als Langzeitarbeitslose und sind tendenziell schwieriger zu vermitteln, was andere Wieder-
eingliederungsstrategien erfordert. Der Anreiz für die RAV, den gemeldeten Sozialhilfebeziehenden 
die gleiche Aufmerksamkeit zu schenken wie den Stellensuchenden mit ALV-Anspruch, ist gering 
zu sein7. Denn die Vollzugskostenentschädigung (VKE) gilt für einen durchschnittlichen Beratungs- 
und Vermittlungsaufwand (vgl. Schnittstellenbericht 2018). Dies kann dazu führen, dass die Res-
sourcen der RAV hauptsächlich in diesen Bereich fliessen. «AmiPlus» des Kantons Aargau ist das 
einzige Projekt, bei dem der Mehraufwand der RAV für die Beratung von arbeitsmarktfähigen Sozi-
alhilfebeziehende explizit vom Sozialdienst abgegolten wird (per Kostengutsprache). 

In jüngster Zeit sind in den RAV spezielle Angebote wie Job Coaches oder Supported Employment 
entstanden. Sie ermöglichen eine intensivere Beratung und Begleitung von schwer vermittelbaren 
Stellensuchenden. Beispielsweise verfügen die RAV im Kanton Schwyz über Job-Coaches, die ex-
plizit Sozialhilfebeziehende begleiten und vermitteln. Im Projekt «Integrationspool+» des Kantons 
Freiburg begleiten je eine RAV-Beraterin und ein Sozialarbeiter (Tandem) langzeitarbeitslose Sozial-
hilfebeziehende mit einem intensiven Coaching. In die gleiche Richtung geht die «Coaching-Mass-
nahme RAV-CMS» des Kantons Wallis. 

3.1.4 Zuweisung und Finanzierung AMM für Stellensuchende nach AVG 
Die Finanzierung einer AMM für Stellensuchende ohne Taggeldbezug erfolgt über Art. 59d AVIG. Die 
ALV übernimmt die Hälfte der Kosten. Die Finanzierung der anderen Hälfte muss über die Sozialhilfe 
oder andere Quellen erfolgen. Bei Sozialhilfebeziehenden übernimmt die Sozialhilfe die Kosten der 
AMM. Es gilt der Grundsatz: Jede Institution trägt die Kosten, die durch ihre Klient:innen verursacht 
werden. Die Finanzierung der Lebenshaltungskosten während der Teilnahme an einer AMM obliegt 

 
7 Die neue öAV-Strategie sieht vor, dass die Beratungsleistungen individuell an den Bedarf der Stellensuchenden angepasst 
werden. Sie stehen auch Stellensuchenden ohne Taggeldbezug der Arbeitslosenversicherung offen. Die Beratung fokussiert 
grundsätzlich auf Stellensuchende mit unterdurchschnittlicher Arbeitsmarktfähigkeit.  
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der Sozialhilfe. Aus Sicht der Sozialhilfe sind AMM relativ teuer. In der Regel haben die Sozialdienste 
eigene Massnahmen in ihrem Portfolio und somit auch einen Anreiz, diese zu nutzen. Die Nutzung 
von kostenpflichtigen AMM der ALV steht dann nicht im Vordergrund. 

Verschiedene Kantone haben in ihren Koordinationsprojekten auch geregelt, wie die ALV und die 
Sozialhilfe bei gemeinsamen Fällen die Massnahmen finanzieren. Im Projekt «Integrationspool+» 
werden neben der gemeinsamen Begleitung von «Langzeitarbeitslosen» auch die Massnahmen zur 
sozialen und beruflichen Integration zwischen RAV und Sozialhilfe koordiniert. Gleiches gilt auch für 
die «Unités communes» des Kantons Waadt oder die «Strategie zur beruflichen Integration» des 
Kantons Neuenburg. Der Kanton Schwyz hat die Finanzierung von AMM in einer Zusammenarbeits-
vereinbarung zwischen ALV und Sozialhilfe geregelt.  

3.1.5 Übergang zur Sozialhilfe nach Aussteuerung durch ALV 
Eine Aussteuerung erfolgt, wenn der Anspruch auf Taggelder der Arbeitslosenversicherung endet, 
sei es, weil die maximale Anzahl Taggelder ausgeschöpft ist oder weil die Rahmenfrist für den Leis-
tungsbezug abläuft, ohne dass eine neue Rahmenfrist eröffnet werden kann. Gemäss einer aktuel-
len Studie zur Situation der Ausgesteuerten (BFS 2024) wurden in den Jahren 2019-2023 durch-
schnittlich 25'000 Personen pro Jahr ausgesteuert8. Knapp ein Fünftel (19%) bleibt in den fünf Jah-
ren nach der Aussteuerung erwerbslos. Wie die SHIVALV-Analysen zeigen, wechseln 12 Prozent der 
Ausgesteuerten innerhalb von sechs Monaten nach Ende des ALV-Taggeldanspruchs in die Sozial-
hilfe. Da bis zum Sozialhilfebezug mehrere Monate vergehen können (Vermögensabbau), kommt es 
zur Abmeldung beim RAV.. Während dieser Zeit findet keine Betreuung der stellensuchenden Person 
durch das RAV oder die Sozialhilfe statt. Aufgrund der verzögerten Anmeldung bei der Sozialhilfe 
besteht oft auch kein Kontakt zwischen RAV und Sozialdienst und Informationen gehen verloren.  

Der Kanton Basel-Landschaft baut seit 2024 ein Assessmentcenter für Personen auf, deren wirt-
schaftliche Existenz nicht oder ungenügend gesichert oder gefährdet ist. Das Assessmentcenter 
soll die Koordination zwischen den verschiedenen Sozialinstitutionen verbessern und den Hilfesu-
chenden eine frühzeitige und kompetente Beratung und Triage bezüglich Existenzsicherung und 
Arbeitsintegration bieten. Damit wird sichergestellt, dass Ansprüche auf Sozialleistungen und Zu-
ständigkeiten anderer Leistungsträger möglichst rasch geklärt werden und keine wertvolle Zeit ver-
loren geht. Mit dem Assessmentcenter soll die Lücke im Sozialsystem zwischen dem Wegfall der 
Existenzsicherung und dem Eintritt in die Sozialhilfe geschlossen und den Risiken der Langzeitar-
beitslosigkeit vorgebeugt werden. 

Um den Übergang der Ausgesteuerten von der ALV in die Sozialhilfe zu koordinieren, sind die Ange-
bote der Sozialdienste in den RAV hilfreich, wie z.B. die «Coaching-Massnahme RAV-CMS» im Kan-
ton Wallis oder der «Integrationspool+» im Kanton Freiburg, wo Sozialarbeitende jeweils vor Ort in 
den RAV sind. Zu erwähnen ist auch das Projekt des Kantons Jura, wo halbjährliche Standortge-
spräche zwischen der Sozialhilfe und den RAV stattfinden. 

3.1.6 Beratungsangebote der Sozialdienste für Stellensuchende 
Die Sozialdienste können Betreuungs- und Beratungsleistungen für ausgesteuerte Personen, Per-
sonen mit erhöhtem Langzeitarbeitslosigkeitsrisiko oder Personen in persönlichen Notlagen anbie-
ten. Erkennen die RAV-Beratenden bei ihren Klient:innen einen solchen Bedarf, sollten sie eine 

 
8 Während der COVID-Krise in den Jahren 2020/2021 wurden zusätzliche ALV-Taggelder ausbezahlt, um Aussteuerungen in 
einer Zeit mit wenigen Stellenangeboten zu vermeiden. Die Zahl der Aussteuerungen pro Jahr dürfte daher in der Regel etwas 
höher liegen. 
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frühzeitige Zusammenarbeit mit der Sozialhilfe anstreben. Die Rahmenvereinbarung über die Zu-
sammenarbeit zwischen ALV und Sozialhilfe ermöglicht die persönliche Beratung von Taggeldbe-
zügern durch die Sozialdienste. Die RAV können Stellensuchende gemäss Art. 17 Abs. 5 AVIG eine 
spezialisierte Beratung ermöglichen und diese finanzieren. Wichtig sind auch spezialisierte Angebote 
wie Schulden-, Finanz- oder Suchtberatung.  

Die von den Kantonen genannten Projekte an der Schnittstelle zwischen ALV und Sozialhilfe ermög-
lichen es den RAV-Beratenden, bei Bedarf auf das Know-how der Sozialarbeitenden zurückzugrei-
fen. Ein Beispiel ist das Projekt «IncORP Coaching PPI» des Kantons Jura, bei dem Mitarbeitende der 
Sozialhilfe den RAV für soziale Fragen und die RAV-Beratenden den Sozialdiensten für arbeitsmarkt-
liche Fragen zur Verfügung stehen. Im Kanton Basel-Landschaft können die RAV-Beratenden das 
Assessmentcenter als Anlaufstelle für soziale Fragen nutzen. 

Tabelle 4: Koordinationsprojekte zwischen ALV und Sozialhilfe  

KT Beschreibung der Aktivität Beteiligte IIZ-Partner Schnitt-
stellen 

AG AmiPlus – Arbeitsmarktintegration 
Die Gemeinden/Sozialdienste können ein RAV mit der Arbeitsintegra-
tion von Sozialhilfebeziehenden beauftragen. Das Integrationsange-
bot ist in drei Phasen aufgebaut.  

Phase 1: Einschätzung der Arbeitsmarktfähigkeit mit Empfehlung 
des RAV zum weiteren Integrationsvorgehen.  
Phase 2: Vertiefte Abklärung sowie Auf- und/oder Ausbau der Ar-
beitsmarktfähigkeit 
Phase 3: Begleitung der Integration in den Arbeitsmarkt 

Die Ausgestaltung der drei Phasen wird dem individuellen Bedarf der 
Betroffenen angepasst. Speziell geschulte Integrationsberatende des 
RAV übernehmen die Fallführung im Bereich der Arbeitsintegration 
bis zur Wiedereingliederung. Im Übrigen verbleibt die Fallführung bei 
den Gemeinden/Sozialdiensten. Das Angebot ist für die Gemeinden 
kostenpflichtig mit entsprechender Kostengutsprache.  

– ALV/RAV 
– Sozialdienste / Ge-

meinden 

4.1.2  
4.1.3 

BL Aufbau eines Assessmentcenters 
Das kantonale Sozialamt hat den Auftrag, bis 2024 ein kantonales As-
sessmentcenter für Personen aufzubauen, deren wirtschaftliche Exis-
tenz nicht oder ungenügend gesichert oder deren Existenz gefährdet 
ist. Die neue kantonale Institution soll der Zielgruppe Beratung, Unter-
stützung und Koordination in Fragen der Existenzsicherung und Ar-
beitsintegration bieten. Sie übernimmt dabei die Funktion einer IIZ-
Drehscheibe mit dem übergeordneten Ziel, die Koordination der sozia-
len Institutionen im Kanton zu verbessern. Damit soll die Lücke im So-
zialsystem zwischen dem Wegfall der Existenzsicherung und dem Ein-
tritt in die Sozialhilfe geschlossen und damit Langzeitarbeitslosigkeit 
und spätere Sozialhilfeabhängigkeit vermieden werden. 

– Sozialamt / Gemeinden 
– KIGA 
– Integration 
– Bildung 
– Berufsberatung 
– IV-Stelle 
– Punktuell weitere Stel-

len  

4.1.5  
4.1.6 

FR Integrationspool+ Drei Teams, bestehend aus je einem RAV-Berater 
und einem Sozialarbeiter, begleiten die «Langzeitarbeitslosen» mit ei-
nem intensiven Coaching. Dabei werden auch die Massnahmen zur so-
zialen und beruflichen Integration koordiniert. P+ richtet sich an Stel-
lensuchende, die keinen Anspruch auf Arbeitslosenentschädigung ha-
ben und Sozialhilfe beziehen oder in den letzten 12 Monaten bezogen 
haben. 

– ALV/RAV 
– Regionale Sozialdienste  

4.1.3 
4.1.4 
4.1.5 
4.1.6 

JU IncORP Coaching PPI (Pilot bis Ende 2024) 
Das Angebot soll für arbeitsmarktfähige Sozialhilfebeziehende geöff-
net werden. Die Zusammenarbeit zwischen Sozialdienst und RAV soll 
verstärkt werden. Sie soll die direkte Zusammenarbeit zwischen den 
Fachpersonen erleichtern. 
– Mitarbeitende der Sozialhilfe stehen den RAV als Fachpersonen für 

soziale Fragen zur Verfügung. 
– Beratende der RAV stehen den Sozialdiensten als Fachperson für 

arbeitsmarktliche Fragen zur Verfügung.  
– Der Informationsaustausch zwischen den beiden Zuständigkeitsbe-

reichen wird gestärkt. Halbjährlich finden Standortgespräche statt, 
in denen die Zusammenarbeit evaluiert wird. 

 

– ALV/RAV 
– Sozialhilfe 

 

4.1.5 
4.1.6 
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KT Beschreibung der Aktivität Beteiligte IIZ-Partner Schnitt-
stellen 

NE  Kantonalen Strategie zur beruflichen Integration  
Mittels einer Standortbestimmung (Prognose 1) und eines Auswer-
tungsgesprächs (Prognose 2) wird beurteilt, ob eine Person, die dem 
RAV zugewiesen wird, Zugang zu den AMM hat. Die von allen beteilig-
ten Institutionen eingesetzten Instrumente (Prognose 1 und Prognose 
2) bilden einen gemeinsamen Rahmen für die Definition der Arbeits-
marktfähigkeit einer Person. Personen, die diesen Kriterien nicht ent-
sprechen, müssen vor der Weiterleitung ihres Dossiers an das RAV zu-
nächst von den "Gateway-Diensten" vorbereitet werden. 
 

– Sozialamt 
– ALV/RAV 

4.1.1 
4.1.2 
4.1.4 
4.1.6 

SZ Die RAV im Kanton Schwyz verfügen über Job-Coaches, die explizit 
Sozialhilfebeziehende betreuen und vermitteln. Die Sozialdienste mel-
den arbeitsfähige Sozialhilfebeziehende bei diesen Job-Coaches an. 
Eine Zusammenarbeitsvereinbarung regelt die Zuständigkeiten und 
Abläufe sowie die Finanzierung der arbeitsmarktlichen Massnahmen. 
Eine Zusatzvereinbarung mit dem Amt für Migration regelt die Zusam-
menarbeit auch für Flüchtlinge und vorläufig Aufgenommene. 

– Amt für Arbeit / RAV 
– Sozialhilfe 
– Amt für Migration 

4.1.1 
4.1.3 
4.1.4 

VD Les unités communes (UC) 
Sozialarbeiter und RAV-Berater sind an einem Ort/Einheit angesiedelt. 
Zielgruppe sind alle Sozialhilfebezüger mit vorhandener Arbeitsmarkt-
fähigkeit. Das Angebot umfasst eine intensive Betreuung und Beglei-
tung durch einen Sozialarbeiter und/oder RAV-Berater. Ziel ist die be-
rufliche Wiedereingliederung in den Arbeitsmarkt. Die betreuten Per-
sonen haben sowohl Zugang zu beruflichen (ALV) als auch zu sozialen 
Massnahmen (Sozialhilfe). 

– ALV/RAV 
– Sozialhilfe  
– IV-Stelle (seit 2020) 

4.1.2 
4.1.3 
4.1.4 
4.1.5 
4.1.6 

VS  Zusammenarbeit zwischen den RAV und den Sozialmedizinischen 
Zentren (SMZ). 
Diese Zusammenarbeit wird durch eine Richtlinie geregelt, die im No-
vember 2021 von den beiden zuständigen Departementsvorstehern 
(DEF und DSSC) unterzeichnet wurde. Ziel ist es, die Fallführung zu 
klären, den Informationsaustausch zu erleichtern und die Übergänge 
zwischen den beiden Institutionen formalreibungslos und personen-
zentriert zu gestalten. 

– ALV/RAV 
– Sozialhilfe  

4.1.1 

VS Coaching-Massnahme RAV-CMS  
Bei dieser Massnahme handelt es sich um eine gemeinsame und ko-
ordinierte Betreuung im Bereich der Arbeitslosigkeit und der Sozial-
hilfe. Die Tandems (ein RAV-Berater und ein Sozialarbeiter) betreuen 
prekär beschäftigte und ausgesteuerte Personen durch ein intensives 
Coaching. 

– ALV/RAV 
– Sozialhilfe  

4.1.3 
4.1.5 
4.1.6 

3.2 Koordinationsprojekte zwischen ALV und IV  

Anspruch auf Leistungen der IV haben Versicherte, die wegen eines körperlichen, geistigen oder 
psychischen Gesundheitsschaden in ihrer Erwerbstätigkeit teilweise oder ganz eingeschränkt sind.  
Der Anspruch auf Leistungen der ALV beruht indes auf Arbeitslosigkeit oder Stellensuche. Daraus 
ergeben sich unterschiedliche Zuständigkeiten der beiden Sozialwerke. Die unterschiedlichen 
Rechtsgrundlagen führen zudem zu einer klaren Trennung der Strukturen auf Bundes- und Kan-
tonsebene. Das primäre Ziel beider Versicherungen ist indes dasselbe: die Integration der versicher-
ten Personen in den Arbeitsmarkt. Dementsprechend ist die Angebotspalette mit Beratung, Arbeits-
vermittlung und Bildungsmassnahmen ähnlich ausgestaltet. Aufgrund der unterschiedlichen bun-
desrechtlichen Grundlagen unterscheiden sich jedoch die Möglichkeiten im Einzelfall, was zu kom-
plementären Angeboten führt (vgl. Schnittstellenbericht 2018). 

Eine fallbezogene Zusammenarbeit zwischen ALV und IV findet in der Regel dann statt, wenn eine 
versicherte Person bei beiden Versicherungen Ansprüche geltend machen kann, beispielsweise bei 
Teilinvalidität und gleichzeitiger Arbeitslosigkeit. In solchen Fällen erfolgt die Fallführung getrennt. 
Beide Institutionen können Eingliederungsmassnahmen anordnen. Die jeweiligen RAV- und IV-Be-
ratenden sind aufgefordert, ihre Bemühungen zu koordinieren. Im Jahr 2021 haben 4’293 Personen 
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während mindestens zwei Monaten gleichzeitig Taggelder der ALV und eine IV-Rente bezogen (BFS 
2023a). Da sich die Angaben im SHIVALV-Datensatz nur auf Personen beziehen, die gleichzeitig 
Geldleistungen aus beiden Systemen beziehen, dürfte die Zahl der Personen, die gleichzeitig bei der 
ALV und der IV angemeldet sind, deutlich höher liegen: Beispielsweise im Rahmen einer Frühinter-
vention oder aufgrund der Vorleistungspflicht der ALV gegenüber Versicherten in einer IV-Renten-
abklärung. 

Der Schnittstellenbericht (Ecoplan 2018) identifiziert fünf Koordinationsthemen, die an der Schnitt-
stelle zwischen ALV und IV zu lösen sind. Dabei handelt es sich unter anderem um Abstimmungs-
fragen aufgrund unterschiedlicher Rechtsgrundlagen (z.B. Vermittlungsfähigkeit während IV-Mas-
snahmen) oder unterschiedlichen Konzepte (z.B. Verständnis von Erwerbs- bzw. Vermittlungsfähig-
keit). Die nachfolgend dargestellten Projekte beziehen sich auf Koordinationsfragen in der fallbezo-
genen Zusammenarbeit. 

3.2.1 Arbeitsvermittlung von Personen mit physischen oder psychischen Problemen und Einbezug 
der IV 

Die Kernkompetenz der RAV ist die Integration von Stellensuchenden in den Arbeitsmarkt. Der Um-
gang mit gesundheitlichen Problemen gehört nicht dazu und liegt primär bei den IV-Stellen. Perso-
nen mit gesundheitlichen Einschränkungen stellen nur einen kleinen Teil der Stellensuchenden in 
den RAV dar. Dennoch sind gesundheitliche Probleme ein Hindernis für die Arbeitsintegration. Für 
die Beratung von Personen mit psychischen Beeinträchtigungen fehlen bei den RAV das Fachwis-
sen und die Anreize, sie als Stellensuchende aufzunehmen. Die ALV hat das Recht, Personen mit 
drohender Invalidität der IV zur Frühintervention zu melden. In der Zusammenarbeit sind es Fragen 
des Datenschutzes, die den Austausch der notwendigen Informationen erschweren können.  

Ein gutes Beispiel in diesem Zusammenhang ist sicherlich die «Kooperation Arbeitsmarkt» im Kan-
ton Aargau, die sowohl die Prozesse als auch den Datenschutz sowie die gegenseitige Aufgaben-
übertragung zwischen ALV und IV regelt. Stellensuchende, die bei beiden Versicherungen angemel-
det sind, werden von einer spezialisierten Fachperson der IV betreut und bei der Stellensuche be-
gleitet. Den Eingliederungs- oder Berufsberatenden der IV stehen die Arbeitgeberberater:innen der 
RAV zur Seite. Der Kanton Luzern prüft derzeit die Einführung eine «light» Version der «Kooperation 
Arbeitsmarkt».  

Im Kanton Basel-Landschaft unterstützt die Fachstelle Eingliederung des KIGA Stellensuchende mit 
einer körperlichen oder psychischen Beeinträchtigung bei der Wiedereingliederung in den Arbeits-
markt. Dazu wurde die Zusammenarbeit zwischen der öffentlichen Arbeitsvermittlung und der IV-
Stelle ausgebaut und neue Strukturen für die Fallarbeit geschaffen. Die Fachstelle betreut jährlich 
rund 501 Fälle. Der Kanton Freiburg kennt «Gesundheitsbeauftragte in den RAV». Sie sind Ansprech-
personen für gesundheitliche Fragen und beraten ihre Kolleg:innen zu gesundheitlichen Aspekten 
in der Eingliederungsstrategie sowie bei der Koordination mit der IV-Stelle.  

3.2.2 Koordination der Fallführung und Massnahmen während der Frühintervention und nach IV-
Anmeldung  

Ist eine Person bei der ALV und gleichzeitig bei der IV zur Frühintervention oder zum Leistungsbezug 
angemeldet, besteht in der Regel eine doppelte Fallführung beim RAV und bei der IV-Stelle. Beide 
Institutionen können Massnahmen einleiten und finanzieren. Die Massnahmen der IV und der ALV 
können sich ergänzen: Die Beschäftigungs- und Interventionsprogramme der IV können genutzt 
werden, um den Klient:innen eine Tagesstruktur zu geben. Durch den Einbezug der IV stehen auch 
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finanzielle Anreize und Garantien für Arbeitgeber zur Verfügung. Die Möglichkeiten des automati-
schen Datenaustausches sind jedoch begrenzt. Die IV-Stellen haben nur beschränkte Einsicht in 
das AVAM und keinen Zugang zu Informationen über den Taggeldanspruch. Die RAV-Beratenden 
haben kein Recht auf Einsicht in die Krankengeschichte einer versicherten Person. Zudem können 
unterschiedliche Eingliederungskonzepte die Verständigung zwischen IV und ALV erschweren. 

Der Kanton Zürich will mit dem Projekt «IIZ MOVE» die Prozesse an der Schnittstelle zur IV besser 
aufeinander abstimmen und Doppelspurigkeiten vermeiden. In der Pilotphase wurden IIZ-Koordina-
torinnen bei den IV-Stellen geschult, um komplexe Fälle frühzeitig zu erkennen und die RAV-Bera-
tenden effizienter bei der Eingliederungsplanung zu unterstützen. Der Kanton Waadt hat 2020 eine 
permanente Zusammenarbeit zwischen RAV und IV-Stelle in den «Unités communes» eingeführt, 
um die RAV-Beratenden bei der Beurteilung der gesundheitlichen Situation der Stellensuchenden 
für eine Überweisung an die IV-Stelle zu unterstützen. 

Tabelle 5: Koordinationsprojekte zwischen ALV und IV 

KT Beschreibung der Aktivität Beteiligte IIZ-Partner Schnitt-
stelle 

AG Kooperation Arbeitsmarkt 
Ist in erster Linie eine Zusammenarbeit der Invaliden- und Arbeitslo-
senversicherung. Versicherte und Arbeitgebende werden aus einer 
Hand und ohne wechselnde Ansprechpersonen beraten. Stellensu-
chende, die bei beiden Versicherungen angemeldet sind, werden von 
einer spezialisierten Fachperson der IV betreut und bei der Stellensu-
che begleitet. Sie kennt die Massnahmen und Vorschriften der Arbeits-
losenversicherung. Den Eingliederungs- oder Berufsberatenden der IV 
stehen die Arbeitgeberberater:innen der RAV zur Verfügung. Im Rah-
men eines Vermittlungsauftrages besprechen die beiden Beratungs-
personen, was es braucht, um einen geeigneten Arbeitsplatz für ein 
Arbeitstraining, einen Praktikumsplatz oder eine andere Anstellung zu 
finden. 

– ALV/RAV 
– IV-Stelle 
– (Migration) 

4.2.1 
4.2.2 

BE Psychische Gesundheit  
Arbeitgeber und Wirtschaft sollen für das Thema psychische Beein-
trächtigungen sensibilisiert und informiert werden. Dadurch soll si-
chergestellt werden, dass Menschen mit psychischen Beeinträchti-
gungen ihren Arbeitsplatz behalten bzw. neu eingestellt werden. 

– ALV  
– IV-Stelle  

Konzept-
phase 

BL Fachstelle Eingliederung 
Die Fachstelle Eingliederung des KIGA Baselland unterstützt Menschen 
mit körperlichen und psychischen Beeinträchtigungen bei der Wieder-
eingliederung in den Arbeitsmarkt. Dabei wurde die Zusammenarbeit 
zwischen der öffentlichen Arbeitsvermittlung und der IV-Stelle weiter-
entwickelt und neue Strukturen für die Fallarbeit geschaffen. Im Jahr 
2022 bearbeitete die Fachstelle 501 Fälle. 

– KIGA (RAV) 
– IV-Stelle 
– behandelnde Ärzte 
– Krankenversicherer 

und sonstige beteiligte 
Institutionen. 

4.2.1 

FR Gesundheitsbeauftrage in den RAV  
Innerhalb der RAV ist eine definierte Ansprechperson für gesundheit-
liche Fragen zuständig. Sie berät die Kolleg:innen bei der Eingliede-
rungsstrategie unter gesundheitlichen Aspekten sowie bei der Koordi-
nation mit der IV-Stelle. Dieselbe Person ist auch IIZ-Verantwortliche 
der RAV im Rahmen von Medval. 

– ALV/RAV 
– IV-Stelle 
– Medval 

4.2.1 

LU Kooperation Arbeitsmarkt light 
Im Kanton Aargau wurde die Kooperation Arbeitsmarkt eingeführt. Zur-
zeit wird geprüft, ob Teile davon allenfalls auch im Kanton Luzern um-
gesetzt werden können. 

– WAS IV Luzern 
– WAS wira Luzern 

4.2.1 

VD In den Unités communes RAV-CSR wurde 2020 eine permanente Zu-
sammenarbeit mit der IV-Stelle eingeführt, um die Beurteilung der Si-
tuation im Hinblick auf eine Überweisung an die IV-Stelle zu erleich-
tern.  
Auch für die RAV wird die Regelung in erweiterter Form beibehalten. 

– ALV/RAV 
– IV-Stelle (seit 2020) 

4.2.2 

ZH «IIZ ZH MOVE» 
Die Ideen aus «IIZ ZH MOVE» haben zum Ziel, die interinstitutionelle 
Zusammenarbeit im Kanton Zürich zu optimieren, die Aufgabenbe-
schreibungen und Prozesse zu schärfen, zu vereinfachen, schneller 
und effizienter zu gestalten und den Kundennutzen (Klient:innen-

– Geschäftsstelle IIZ 
– IV-Stelle Zürich 
– ALV/RAV 
– BSLB 
– Sozialhilfe 

4.2.2 
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KT Beschreibung der Aktivität Beteiligte IIZ-Partner Schnitt-
stelle 

STES) zu erhöhen. Im Fokus steht dabei die Schnittstelle zur IV-Stelle, 
die stärker zur Nahtstelle werden soll. Doppelspurigkeiten sollen mini-
miert werden. 

3.3 Koordinationsprojekte zwischen ALV und EL 

Für Teilinvaliden unter 60 Jahren mit einem IV-Grad unter 70 Prozent, nicht invalide Witwen unter 
60 Jahren ohne minderjährige Kinder und nicht invalide Ehepartner wird bei der Berechnung der 
Ergänzungsleistungen (EL) ein hypothetisches Einkommen angerechnet, wenn kein echtes Einkom-
men vorliegt. Diese Anrechnung führt in der Regel zu einem tieferen Anspruch auf EL. Ein Verzicht 
auf die Anrechnung ist möglich, wenn die Person ihre (Rest-)Erwerbsfähigkeit voll ausschöpft oder 
trotz ausreichender Arbeitsbemühungen keine Stelle findet. Dies gilt als erfüllt, wenn die Person 
beim RAV zur Arbeitsvermittlung angemeldet ist und ausreichende Stellenbemühungen nachweist 
oder Taggelder der ALV bezieht.  

In verschiedenen Kantonen arbeiten die RAV und die kantonalen Ausgleichskassen bereits zusam-
men. Potenziell arbeitsmarktfähige Bezüger:innen von Ergänzungsleistungen können bei den RAV 
zur Abklärung und/oder Arbeitsintegration angemeldet werden. Im Rahmen von Fallbesprechungen 
tauschen sich die zuständigen Fachpersonen der RAV und der Ausgleichskassen regelmässig aus. 
Die RAV-Beratenden informieren die zuständige EL-Stelle, wenn sich eine EL-berechtigte Person 
beim RAV abmeldet oder wegen längerer Krankheit abwesend ist. Der Kanton Bern testet die Auf-
gabendelegation in einem Pilotversuch. Die Ausgleichskasse kann Personen, die nach EL-Recht ein 
Erwerbseinkommen erzielen müssten, zur Beratung, Vermittlung und Kontrolle dem RAV zuweisen. 
Spezielle Personalberatende beraten und begleiten diese Personen, die keinen Anspruch auf Tag-
gelder der ALV haben, aber an Massnahmen teilnehmen können. 

Der Kanton Schwyz hat indes nach einer dreijährigen Versuchsphase entschieden, die RAV nicht für 
die Unterstützung von potenziell arbeitsfähigen EL-Beziehenden oder deren Ehepartner einzuset-
zen. Da nur wenige Personen betroffen sind, verbleibt die Kontrolle bei der Abteilung Ergänzungs-
leistungen. 

Tabelle 6: Koordinationsprojekte zwischen ALV und EL 

KT Beschreibung der Aktivität Beteiligte IIZ-Partner Umsetzungs-
stand 

BS Potenziell arbeitsfähige EL-Beziehende werden zur Abklärung 
und/oder Arbeitsintegration an die RAV verwiesen. Dient der Abklä-
rung der Anrechnung des hypothetischen Einkommens an die EL. 

– Amt für Sozialbeiträge – 
Ergänzungsleistungen EL 

– ALV/RAV 

Pilotphase 

BE In einem Pilotversuch schickt die Ausgleichskasse des Kantons Bern 
Personen, die aufgrund EL-rechtlichen Bestimmungen ein Erwerbs-
einkommen erzielen müssen, zur Beratung/Vermittlung/Kontrolle 
zum RAV (Aufgabendelegation). Diese werden als AVG-Kundinnen 
durch spez. Personalberatende beraten und begleitet (keine Taggel-
der, aber Besuch von Massnahmen möglich).  

– ALV/RAV 
– EL bzw. kantonale AHV 

Ausgleichskasse  

Pilotprojekt, 
seit 1.6.2024 

SO EL-beziehenden Personen können sich zur Stellenvermittlung beim 
RAV anmelden. Liegen qualitativ wie quantitativ ausreichende Stel-
lenbemühungen vor, darf ihnen kein hypothetisches Einkommen 
angerechnet werden. 

– Amt für Wirtschaft und 
Arbeit AWA 

– Ausgleichskasse Solo-
thurn (AKSO – EL) 

Vereinbarung 
(seit 2018) 

SZ Von 2019 – 2021 wurde umfassend abgeklärt, ob potenziell arbeits-
fähige EL-Beziehende (oder deren Ehepartner) bei der Arbeitsin-
tegration durch die RAV betreut werden könnten. Aufgrund der ge-
ringen Menge an betroffenen Personen wurde auf die «Auslage-
rung» verzichtet. Die Kontrolle erfolgt weiterhin durch die Abteilung 
EL. 

– Amt für Arbeit (RAV) 
– Ausgleichskasse Schwyz 

(EL) 

Abgeschlos-
sen 

SH Potenziell arbeitsfähige EL-Beziehende werden zur Abklärung 
und/oder Arbeitsintegration an die RAV verwiesen. Dient auch der 

– ALV/RAV 
– EL-Stelle 

unbefristet 
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KT Beschreibung der Aktivität Beteiligte IIZ-Partner Umsetzungs-
stand 

Abklärung der Anrechnung des hypothetischen Einkommens an die 
EL. Fallbesprechungen 2 x jährlich (Unterstützungsmassnah-
men/Abmeldung) 

VD Seit 2023 haben die Ausgleichskasse des Kantons Waadt für die 
AHV (CCVD) und die DGEM eine Zusammenarbeitsvereinbarung für 
die Betreuung von erwerbsfähigen Versicherten, die Ergänzungs-
leistungen (EL) beziehen, unterzeichnet. Teilinvalide Versicherte, 
Witwen/Witwer und nichtinvalide Ehepartner, die erwerbsfähig und 
bereit sind, sich wieder in den Arbeitsmarkt einzugliedern, werden 
dem RAV zur Betreuung zugewiesen. 

– Ausgleichskasse für die 
AHV Waadt (AKVD-EL) 

– ALV/RAV 

unbefristet 

UR Es gibt keine schriftliche Vereinbarung, aber eine Schnittstelle EL - 
RAV. Die Sozialversicherungsanstalt Uri weist (potenziell) arbeits-
marktfähige EL-Beziehende an, sich beim RAV zu melden. Das RAV 
(bzw. zwei für diese Zielgruppe zuständige PB) wiederum begleitet 
die Personen bei der Stellensuche. Es finden mindestens alle acht 
Wochen Gespräche statt und die Arbeitsbemühungen werden mo-
natlich überprüft. Parallel dazu findet ein kontinuierlicher, fallbezo-
gener Austausch zwischen den beiden PB und der zuständigen Per-
son bei der Sozialversicherungsanstalt statt. Einmal jährlich wird die 
Zusammenarbeit in einer Sitzung besprochen und ggf. nachjustiert. 
Dieses Vorgehen ist etabliert, d.h. der Kanton Uri praktiziert es so seit 
vielen Jahren.  

– SVA – Ergänzungsleis-
tungen (EL) 

– ALV/RAV 

unbefristet 

3.4 Koordinationsprojekte zwischen ALV und Migration 

Ein Bedarf an Zusammenarbeit zwischen Migration/Integration und der ALV entsteht, wenn Mig-
rant:innen sich bei der ALV für Taggelder oder als Stellensuchende ohne Taggeldbezug anmelden. 
Die RAV bieten Stellensuchenden Beratungs- und Vermittlungsdienstleistungen an. Sie können ar-
beitsmarktliche Massnahmen (AMM) vermitteln, die auf die Bedürfnisse von Migrant:innen abge-
stimmt sind. Um daran teilzunehmen, müssen gewisse Grundkompetenzen vorhanden sein, 
wodurch sich Berührungspunkte in Bezug auf ein gemeinsames Verständnis von Arbeitsmarktfä-
higkeit ergeben. 

Der Bundesrat hat am 8. Mai 2024 beschlossen, dass Personen mit Schutzstatus S besser in den 
Arbeitsmarkt integriert werden sollen. Dies soll unter anderem durch eine verbesserte Zusammen-
arbeit zwischen der öffentlichen Arbeitsvermittlung (öAV), der Sozialhilfe und der Integrationsför-
derung geschehen. Dazu ist es wichtig, die Meldepflicht gemäss Art. 53 Abs. 5 AIG (SR 142.20) und 
Art. 9 VIntA (SR 142.205) möglichst effizient umzusetzen. Seit dem 1. Juli 2018 sind die kantonalen 
Sozialhilfebehörden gesetzlich verpflichtet, erwerbslose anerkannte Flüchtlinge und vorläufig auf-
genommene Personen (VA/FL) den RAV zu melden, sofern diese als arbeitsmarktfähig beurteilt wer-
den und nicht die Bildungsintegration im Vordergrund steht. Die Vorgaben zur Umsetzung des Pro-
gramms S sehen vor, dass arbeitsmarktfähige Personen mit Schutzstatus S systematisch den RAV 
gemeldet werden. Die gesetzliche Änderung tritt voraussichtlich Ende 2025 in Kraft. 

3.4.1 Meldung von stellensuchenden anerkannten Flüchtlingen, vorläufig aufgenommenen Perso-
nen und Schutzbedürftigen 

Das SEM hat in Zusammenarbeit mit den IIZ-Akteuren verschiedene Instrumente zur Potenzialab-
klärung entwickelt. Diese werden in verschiedenen Kantonen von Fachpersonen eingesetzt, um das 
Bildungs- und Arbeitsmarktpotenzial von Migrant:innen zu klären. Die Beurteilung der Arbeitsmarkt-
fähigkeit umfasst sowohl objektive als auch subjektive Kriterien und stellt auch im Migrationsbereich 
eine zentrale Herausforderung dar. Die beiden Konzepte Potenzialabklärung und Arbeitsmarktfähig-
keit sind nicht immer deckungsgleich, was die Zusammenarbeit zwischen den RAV und dem Migra-
tionsbereich erschwert. 
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Im Projekt «Zusammenarbeit zwischen den Asylbehörden und den RAV» des Kantons Wallis wird 
anhand eines Beurteilungsrasters die Integrations- und Arbeitsmarktfähigkeit abgeklärt. Die Mig-
rant:innen können nach Klärung der Vermittlungsfähigkeit den RAV gemeldet werden. Eine enge 
Zusammenarbeit mit spezialisierten Mitarbeitenden und ein spezifischer Massnahmenkatalog un-
terstützen den Abklärungsprozess. 

3.4.2 Beratung, Vermittlung und AMM für stellensuchende Migrantinnen und Migranten 
Die Integrationsförderung, Sozialhilfe wie auch die RAV verfügen über eine Palette von Massnah-
men, die im Rahmen der Arbeitsmarktintegration von Personen des Asylbereichs (VA/FL/S) einge-
setzt werden können. Häufig besteht jedoch Unklarheit, welche Behörde für die Finanzierung und 
Bereitstellung von Fördermassnahmen zuständig ist. Die ALV kann auch für Stellensuchende ohne 
Taggeldbezug AMM nach Art. 59d AVIG (SR 837.0) gewähren. Vorläufig Aufgenommene und Flücht-
linge haben zudem Zugang zu Integrationsangeboten der kantonalen Sozialhilfe.  

Sprachkenntnisse und Grundkompetenzen sind eine zentrale Voraussetzung, um Personen erfolg-
reich in den Arbeitsmarkt zu vermitteln. Um Flüchtlinge und andere Schutzbedürftige mit einem 
Abschluss auf Sekundarstufe II oder Tertiärstufe zu unterstützen, laufen in verschiedenen Kantonen 
Projekte, um diese Personen auf dem Weg zur Diplomanerkennung zu beraten und begleiten. 

Das Projekt «Integration Schutzstatus S - Zusammenarbeit zwischen RAV und SH» des Kantons 
Basel-Stadt zeigt, dass auch gut qualifizierte Migrant:innen Unterstützung bei der Integration in den 
Arbeitsmarkt benötigen. Das Basler Projekt setzt auf solide Sprachkenntnisse, Berufsbildung und 
eine enge Zusammenarbeit mit den Arbeitgebenden. Das RAV und die lokale Fachstelle für die In-
tegration von Personen aus dem Asylbereich arbeiten eng zusammen und nutzen die Stärken sowie 
das Know-how der beiden Partnerinstitutionen. 

Der Kanton Basel-Stadt fördert in einem Pilotprojekt die Anerkennung ausländischer Abschlüsse für 
den Arbeitsmarkt. Potenzielle Kandidat:innen erhalten Beratung, um ihr ausländisches Diplom aner-
kennen zu lassen oder eine Niveaubestätigung zu erwerben. Zudem erhalten sie administrative und 
finanzielle Unterstützung für die Verfahrenskosten oder für eine Nachqualifizierung. 

Tabelle 7: Koordinationsprojekte ALV/Migration 

KT Beschreibung der Aktivität Beteiligte IIZ-Partner Schnittstelle 
BS Integration Schutzstatus S – Zusammenarbeit zwischen RAV und SH 

Die berufliche Integration von Personen mit Schutzstatus S stellt für 
alle Beteiligten eine beträchtliche Herausforderung dar. Auch gut qua-
lifizierte Arbeitskräfte benötigen in vielen Fällen Unterstützung, um 
sich im Arbeitsmarkt zu etablieren. Basel-Stadt hat sich für eine Stra-
tegie der nachhaltigen Integration entschieden und setzt unter ande-
rem auf solide Sprachkenntnisse, Berufsausbildung und die enge Zu-
sammenarbeit mit den Arbeitgebenden. Für die Umsetzung arbeiten 
das RAV und die lokale Fachstelle für die Integration von Personen aus 
dem Asylbereich eng zusammen, wobei konsequent auf die jeweiligen 
Stärken der Partner und das vorhandene Know-how abgestützt wird. 

– ALV/RAV 
– Arbeitsintegrations-

zentrum (AIZ) der Sozi-
alhilfe BS 

4.4.2 

BS Förderung der Anerkennung ausländischer Abschlüsse für den Ar-
beitsmarkt. 
Beratungsangebot, um ausländische Diplome anerkennen zu lassen 
oder Niveaubestätigungen auszustellen. 
– Identifizieren potentieller Kandidat:innen 
– Administrative Unterstützung 
– Finanzierung des Verfahrens oder von Nachqualifikationen 

– ALV/RAV 
– GGG Migration  
– Berufs- und Laufbahn-

beratung (ED) 

4.4.2 

https://www.fedlex.admin.ch/eli/cc/1982/2184_2184_2184/de#art_59_d
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VS  Zusammenarbeit zwischen den Asylbehörden und den RAV  
Das AIG verpflichtet die kantonalen Sozialhilfebehörden, arbeitslose 
anerkannte Flüchtlinge und vorläufig aufgenommene Personen der 
öAV zu melden. Die Meldung erfolgt nach Abklärung der Vermittlungs-
fähigkeit. Zur Beurteilung der Integrations- und Arbeitsmarktfähigkeit 
wird ein Beurteilungsraster verwendet. Eine enge Zusammenarbeit 
mit spezialisierten Mitarbeitenden und ein spezifischer Massnahmen-
katalog unterstützen diese Prozesse, die auch Schutzbedürftige ein-
beziehen. 

– ALV/RAV 
Asyl/Büro für berufli-
che Eingliederung 

4.4.1 
4.4.2 

3.5 Koordinationsprojekte zwischen IV und Sozialhilfe 

Die Schnittstelle zwischen IV und Sozialhilfe ist in verschiedener Hinsicht von Bedeutung: Sei es aus 
der Sicht des kombinierten Bezugs von IV-Rente und Sozialhilfe. Sei es aus der Sicht der Übertritte 
von der IV in die Sozialhilfe oder umgekehrt von der Sozialhilfe in die IV.  

Die Analysen des BFS (2023) zu den Verläufen im System der sozialen Sicherheit zeigen, dass im 
Laufe des Jahres 2021 gut 10'000 Personen eine IV-Rente kombiniert mit Sozialhilfe bezogen haben.  

Das BSV hat im Jahr 2020 die Entwicklung der Übertritte von der Invalidenversicherung in die Sozi-
alhilfe untersuchen lassen. Die Auswertungen von Guggisberg et al. (2020) zeigen eine Zunahme 
der Übertritte in die Sozialhilfe bei Personen, die sich zwischen 2006 und 2013 neu bei der IV ange-
meldet haben. Von den versicherten Personen, die sich im Jahr 2013 bei der IV angemeldet haben, 
beziehen vier Jahre später 5’720 Personen Sozialhilfe. Hinzu kommen 410 Personen, die aufgrund 
einer Rentenaufhebung auf Sozialhilfe angewiesen sind. 

Der Anteil der Sozialhilfebeziehenden, die sich innerhalb von 1 bis 2 Jahren nach Beginn des Sozial-
hilfebezugs bei der IV anmelden, bleibt über die Zeit konstant. Jährlich sind es rund 3,7 Prozent aller 
Sozialhilfebeziehenden. Im Jahr 2016 haben sich in absoluten Zahlen 7'420 Sozialhilfebeziehende 
bei der IV angemeldet (IV-Neuanmeldungen). 

Die Dauer der IV-Verfahren von der Neuanmeldung bis zur Rentenzusprache hat sich in den letzten 
Jahren kontinuierlich verlängert (Guggisberg & Kaderli 2023). Aufgrund der langen Wartezeiten bis 
zu einem definitiven IV-Rentenbescheid können Betroffene in finanzielle Notlagen geraten. Dies gilt 
insbesondere für Personen mit ungenügender Krankentaggeldversicherung. Sie müssen dann häu-
fig Sozialhilfe beantragen, um ihren Lebensunterhalt zu bestreiten. Wie Studien zeigen (Kessler et 
al., 2021), verschlechtert sich der Gesundheitszustand von Personen in prekären finanziellen Ver-
hältnissen deutlich. 

In ihrem Positionspapier «Länge der IV-Verfahren» macht die SKOS Lösungsvorschläge, wie die Zu-
sammenarbeit zwischen IV und Sozialhilfe verbessert werden kann (SKOS 2024): 

– Ein regelmässiger Informationsaustausch zwischen der IV-Stelle und der Sozialhilfe ermöglicht 
es den Sozialarbeitenden, ihr spezifisches Wissen über die psychosoziale Situation der unter-
stützten Person bei der IV-Stelle einzubringen. Dadurch könnten vorzeitige Abbrüche von Ein-
gliederungsmassnahmen vermieden werden. 

– Gemeinsam geeignete Lösungen für Personen finden, die bei der IV angemeldet sind und von 
der Sozialhilfe unterstützt werden, z.B. geeignete Eingliederungsmassnahmen. 

– Während der Abklärung der Eingliederungsfähigkeit den Informationsaustausch zwischen der 
IV-Stelle und Sozialarbeitenden intensivieren. 

Die beiden Kantone Basel-Stadt und Freiburg haben je zwei Projekte gemeldet, welche die Zusam-
menarbeit an der Schnittstelle zwischen IV und Sozialhilfe koordinieren. Der Kanton Basel-Stadt hat 
die Zusammenarbeit zwischen den beiden IIZ-Partnern institutionalisiert. Standards sichern den 
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gegenseitigen Informationsfluss bei Fällen, die beide Institutionen betreffen. Die Mitarbeitenden 
können vom Know-how der jeweils anderen Institution profitieren. Dazu gehören Vorbesprechungen 
über mögliche IV-Ansprüche, IV-Sprechstunden für Mitarbeitende der Sozialhilfe, fallbezogene Zu-
sammenarbeit bei Eingliederungs- und Rentenabklärungen. Eine koordinierte Zusammenarbeit be-
steht auch zwischen der IV-Stelle und dem Arbeitsintegrationszentrum (Sozialhilfe). Dabei geht es 
um die gemeinsame Fallbesprechungen bei Personen, bei denen ein Wechsel vom einen ins andere 
System wahrscheinlich ist.  

Der Kanton Freiburg hat 2024 eine Zusammenarbeitsvereinbarung zwischen der IV-Stelle und den 
regionalen Sozialdiensten verabschiedet. Sie definiert die Zusammenarbeit zwischen den beiden IIZ-
Partnern.  

Mit Medval steht den Sozialarbeitenden im Kanton Freiburg eine Anlaufstelle zur Verfügung, die sie 
bei medizinischen und interinstitutionellen Fragen unterstützt. Medval ermöglicht es Fachpersonen, 
die Situation von Personen mit gesundheitlichen Problemen besser zu verstehen und die behan-
delnden Ärzte in die Eingliederungsprojekte einzubeziehen. Die Abklärungen werden von drei inter-
disziplinären Teams durchgeführt, die sich jeweils aus einem IV-Berater, einem Sozialarbeiter, einem 
RAV-Berater und einem unabhängigen Vertrauensarzt zusammensetzen. 

Tabelle 8: Koordinationsprojekte zwischen IV und Sozialhilfe 

KT Beschreibung der Aktivität Beteiligte IIZ-Partner Schnitt-
stellen 

BS Direkte Zusammenarbeit bei Fällen, die beide Institutionen betreffen. 
Zum einen gibt es Standards, sich gegenseitig zu informieren. Zum 
anderen findet die Zusammenarbeit in folgenden Settings statt:  
- Vorbesprechung möglicher IV-Ansprüche, fachlicher Austausch 
- IV-Sprechstunde für Mitarbeitende der Sozialhilfe 
- Fallbezogene Zusammenarbeit bei der Eingliederungs- und Ren-

tenabklärung 

– IV-Stelle BS 
– Sozialhilfe BS 

4.5 

BS Zusammenarbeit zwischen IV und Arbeitsintegrationszentrum (Sozi-
alhilfe) bei der Abklärung der Vorgeschichte von Personen: Gemein-
same Fallbesprechungen sowie Integrationsplanung bei Fällen, bei 
denen möglicherweise ein Wechsel vom einen ins andere System 
möglich ist, z.B. Wiederanmeldung von Personen bei der Sozialhilfe, die 
mangels Mitwirkung aus dem Integrationsprozess der IV ausgeschie-
den sind. 

– IV-Stelle BS  
– Arbeitsintegrationszent-

rum (AIZ) der Sozialhilfe 
BS 

4.5 

FR Erarbeiten eine Zusammenarbeitsvereinbarung, um die Zusammenar-
beit zwischen der IV-Stelle und den regionalen Sozialdiensten zu klä-
ren und zu erleichtern.   

- IV-Stelle  
- Regionale Sozialdienste 

4.5 

FR  Medval ist ein medizinisch-interinstitutionelles Assessment, das auch 
den RAV-Beratenden und Sozialarbeitern als Entscheidungshilfe für 
die Eingliederungsstrategie dient. Medval richtet sich an Personen mit 
gesundheitlichen Problemen. Das Assessment wird von drei interdis-
ziplinären Teams durchgeführt, die sich jeweils aus einem IV-Berater, 
einem Sozialarbeiter, einem RAV-Berater und einem unabhängigen 
Vertrauensarzt zusammensetzen.  

– IV-Stelle 
– Regionale Sozialdienste 
– ALV/RAV 

4.5 

3.6 Koordinationsprojekte des Bildungsbereichs mit anderen IIZ-Part-
nern 

Ein Bildungsabschluss ist eine zentrale Voraussetzung für die Integration in den Arbeitsmarkt und 
schützt vor Arbeitslosigkeit. Eine fehlende Ausbildung ist eines der grössten Hindernisse bei der 
Wiedereingliederung von erwerbslosen Personen. Das Bildungssystem, das System der sozialen Si-
cherheit und der Migrationsbereich bieten eine breite Palette von Bildungsangeboten und -mass-
nahmen an, die eine erfolgreiche Bildungsintegration unterstützen.  
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3.6.1 Beratung und Begleitung am Übergang I (Nahtstelle I)  
Die Längsschnittanalysen im Bildungsbereich (LABB) des BFS (2024b) zeigen: von den Jugendli-
chen, die im Schuljahr 2018/2019 die obligatorische Schule verlassen haben, haben 1,6 % (1’264) in 
den folgenden drei Jahren eine Übergangsausbildung oder ein Motivationssemester absolviert, ohne 
anschliessend in eine nachobligatorische Ausbildung einzutreten. Weitere 1,8 % (1’422) haben nach 
der obligatorischen Schulzeit das Bildungssystem verlassen und sind innerhalb von drei Jahren 
nicht wieder eingetreten. Zudem haben 3’525 Lernende, die 2017 eine Ausbildung auf Sekundarstufe 
II begonnen haben, diese nie abgeschlossen und befinden sich auch nicht mehr in Ausbildung. 

Verlassen Jugendliche und junge Erwachsene aufgrund fehlender Anschlusslösungen die Regel-
strukturen, sind sie für Beratungsstellen kaum erreichbar. Eine kohärente Zusammenarbeit zwi-
schen den Institutionen des sozialen Sicherungssystems und der Berufsbildung ist bei Jugendlichen 
mit Mehrfachproblematiken entscheidend. Sie sind besonders gefährdet, dauerhaft ausbildungslos 
zu bleiben und auf Sozialhilfe angewiesen zu sein. Um diese Jugendlichen frühzeitig zu erkennen 
und langfristig zu begleiten, haben die Kantone vor über 10 Jahren das Case Management Berufs-
bildung (CM BB) eingeführt. Verschiedene Kantone haben das Angebot im Zuge der Weiterentwick-
lung der IV ausgebaut.  

So der Kanton Basel-Stadt: Das Angebot «Runder Tisch - Früherfassung» richtet sich an Schüler:in-
nen, die Unterstützung bei der beruflichen Orientierung benötigen. Der Sozialpsychologische Dienst 
(SPD) organisiert ein Kurzassessment mit der meldenden Person (z.B. Lehrperson), dem SPD selbst 
und der IV (Berufsberatung, Regionaler Ärztlicher Dienst). Ziel ist die frühzeitige Abklärung des Un-
terstützungsbedarfs durch die IV. Zudem besteht eine Kooperationsvereinbarung zwischen der IV 
und dem Zentrum für Brückenangebote. Dabei übernimmt die IV für Jugendliche mit heilpädagogi-
schem Förderbedarf die Kosten für den Besuch des Brückenangebots. 

Die «Cellule InterServices» des Kantons Waadt ist eine dienststellenübergreifende Zusammenarbeit. 
Jugendliche mit besonderem Unterstützungsbedarf während der Ausbildung sollen frühzeitig er-
kannt werden. Ziel ist es, die Bedürfnisse junger Schulabgänger:innen, deren Ausbildungssituation 
ungewiss ist, gemeinsam zu klären, um sie bedarfsgerecht und optimal unterstützen zu können. 

Der Kanton Wallis hat eine Studie in Auftrag gegeben, um die Begleitqualität von Jugendlichen, die 
die Schule oder Ausbildung abgebrochen haben, zu verbessern. Die Studie soll individuelle und in-
stitutionelle Ressourcen sowie Schwächen und Risikofaktoren identifizieren. Daraus werden Emp-
fehlungen abgeleitet und ein Begleitkonzept entwickelt. 

3.6.2 Angebote der Berufsberatung für Erwachsene  
Ein niederschwelliger und kostenloser Zugang zu Information und Beratung über Bildung hilft, erste 
Hürden auf dem Weg zu einer Ausbildung zu überwinden. Seit 2020 bieten die kantonalen Berufs-, 
Studien- und Laufbahnberatungen (BSLB) das Beratungsangebot viamia an. Es ermöglicht Erwach-
senen ab 40 Jahren eine kostenlose Standortbestimmung mit Beratung. Allerdings wird dieses An-
gebot vor allem von gut Qualifizierten und weniger von niedrig Qualifizierten genutzt (Ecoplan 2025). 

Um die berufliche Wiedereingliederung von Stellensuchenden 50plus zu fördern, bietet die öAV spe-
zifische Beratungen und Angebote für diese Altersgruppe an. In den meisten Kantonen bestehen 
Leistungsvereinbarungen zwischen der BSLB und den RAV. Dabei übernehmen die BSLB die Berufs- 
und Laufbahnberatung im Auftrag der RAV. Seit 2020 setzen die Kantone zudem Projekte zur Ver-
besserung der Wiedereingliederung von schwer vermittelbaren Stellensuchenden um. Davon sollen 
insbesondere ältere Stellensuchende profitieren. 
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Das Projekt «Viadukt» des Kantons Basel-Landschaft ist eine arbeitsmarktliche Massnahme für 
Stellensuchende 50plus, die von Langzeitarbeitslosigkeit bedroht sind. Das Angebot umfasst eine 
Standortbestimmung und Laufbahnberatung mit einem externen Coach der Berufsberatung. 
Der/die Stellensuchende erarbeitet zusammen mit dem Coach einen Weiterbildungsplan. Darauf 
aufbauend kann sie mehrere Kurse oder Trainings besuchen. Ziel ist die Verbesserung der Arbeits-
marktfähigkeit. 

3.6.3 Berufsabschluss für Erwachsene – indirekte Bildungskosten  
Schätzungen des BFS zeigen, dass rund eine halbe Million der 25- bis 64-Jährigen in der Schweiz 
über keine oder ungenügende berufliche Qualifikationen verfügen (Schwab Cammarano & Stern 
2023). Die indirekten Bildungskosten sind für Erwachsene eines der Haupthindernisse, die den Ein-
stieg in eine berufliche Grundbildung erschweren (Schmid et al. 2017).  

Auf individueller Ebene sind Stipendien oder Ausbildungsbeiträge der Institutionen der sozialen Si-
cherheit (z.B. Ausbildungszuschüsse der ALV) wichtige Finanzierungsquellen, um die Lebenshal-
tungskosten während der Ausbildung zu decken. Allerdings unterscheiden sich die Handhabung und 
die Anspruchsvoraussetzungen von Kanton zu Kanton (Rudin et al. 2023).  

Die Adaption von «Enter» des Kantons Basel-Stadt basiert auf einer Kooperationsvereinbarung zwi-
schen Sozialhilfe, ALV (LAM/RAV) und «Enter» (Erziehungsdepartement). Sozialhilfebeziehende, die 
bei der ALV angemeldet sind und einen Berufsabschluss nachholen, erhalten dafür Ausbildungszu-
schüsse der ALV. Voraussetzung ist eine vorgängige Abklärung und Beratung für einen zielgerich-
teten und effizienten Einsatz der Ausbildungszuschüsse. Es handelt sich um ein Pilotprojekt.  

Ein weiteres Projekt im Kanton Basel-Stadt ist die Revision der Stipendienverordnung: Alle Sozialhil-
febeziehenden, die Stipendien von Basel-Stadt erhalten, werden von der Sozialhilfe abgelöst. Un-
terhaltsberichtigte Familienangehörige bekommen weiterhin finanzielle Hilfe von der Sozialhilfe. Wer 
auf dem Weg zum Ausbildungsabschluss psychosoziale Unterstützung braucht, wird vom Gap CMBB 
begleitet.  

3.6.4 Grundkompetenzförderung – direkte Bildungskosten 
Im Bereich der Grundkompetenzförderung sehen verschiedene Spezialgesetze eine Finanzierung 
von Angeboten vor. Je nach Förderbereich gelten unterschiedliche Finanzierungslogiken sowie An-
spruchs- und Zugangsvoraussetzungen. Dies kann zu unklaren Zuständigkeiten bei der Finanzie-
rung von Bildungsangeboten führen. Beispielsweise ist bei Personen mit Migrationsstatus und feh-
lenden Grundkompetenzen nicht immer klar, welche Verwaltungsstelle oder welches Gesetz (AIG 
oder WeBiG) für die Finanzierung zuständig ist (Feller et al. 2023). Es gilt somit die Schnittstellen 
zwischen den Gesetzgebungen, Förderlogiken und Zuständigkeiten besser abzustimmen und zu ko-
ordinieren, damit bei einem Zuständigkeitswechsel keine Finanzierungslücken oder Unterbrüche 
entstehen.  

Mehrere Kantone (AG, BE, GE, LU) haben in jüngster Zeit Bildungsgutscheine eingeführt, um die 
Grundkompetenzen von Erwachsenen zu fördern. Der Kanton Schaffhausen setzt diese neue För-
dermassnahme ab 2025 ein. Um mit geringem Aufwand ein breites Publikum zu erreichen, arbeiten 
die beteiligten Institutionen im Rahmen der IIZ zusammen. 
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Tabelle 9: Koordinationsprojekte zwischen dem Bildungsbereich und anderen IIZ-Partnern  

KT Beschreibung der Aktivität Beteiligte IIZ-Partner Schnitt-
stelle 

BL Viadukt 
«Viadukt» ist eine AMM für Stellensuchende 50+, die von Langzeitar-
beitslosigkeit bedroht sind. Das Angebot umfasst eine Standortbestim-
mung / Laufbahnberatung mit einem externen Coach der Berufsbera-
tung des Kantons BL. Gestützt auf die Standortbestimmung / Laufbahn-
beratung erarbeitet die stellensuchende Person zusammen mit dem 
Coach einen Weiterbildungsplan. Ziel ist die Verbesserung der Arbeits-
marktfähigkeit. Der Weiterbildungsplan ermöglicht es der/dem Arbeitsu-
chenden, mehrere Kurse/Seminare/Trainings parallel oder nacheinan-
der zu besuchen. Ziel ist die Verbesserung der beruflichen und persön-
lichen Kompetenzen. 

- KIGA (RAV) 
- Berufs-, Studien- und 

Laufbahnberatung. 

4.6.2 

BS Adaption von «Enter» 
Berufsabschluss für Sozialhilfebeziehende im Rahmen der Ausbildungs-
zuschüsse der ALV. Abklärungen und Beratungen für einen zielgerich-
teten und effizienten Einsatz der Ausbildungszuschüsse (gemäss AVIG-
Praxis AMM, Kapitel F) 

– Sozialhilfe  
– ALV (LAM/RAV) 
– «Enter» - Erziehungs-

departement 

4.6.3 

BS Kooperationsvereinbarung, regelt die direkte Zusammenarbeit bei Fäl-
len, die beide Institutionen betreffen:  
– Arbeitsteilung und Verantwortlichkeiten 
– Ablauf des Gesamtprozesses, inhaltliche und zeitliche Schnittstellen, 

Sicherstellung der Kontinuität der Betreuung und regelmäßiges 
Follow-up 

– Gegenseitige Information 
– Gemeinsame Fallbesprechungen 

– Sozialhilfe (AIZ)  
– «Enter» - CM BB für 

Erwachsene (Erzie-
hungsdepartement) 

 

4.6.1 

BS Kooperationsvereinbarung, regelt die fallbezogene Zusammenarbeit bei 
jungen Sozialhilfebeziehenden, die Unterstützung benötigen, um einen 
Ausbildungsabschluss zu erreichen.  
– Arbeitsteilung und Verantwortlichkeiten 
– Ablauf des Gesamtprozesses, inhaltliche, zeitliche Schnittstellen, Si-

cherstellen der durchgehenden Betreuung und regelmässiges 
Follow-Up 

– Gegenseitige Information 
– Gemeinsame Fallbesprechungen 

– Sozialhilfe – Team 
junge Erwachsene  

– «Gap» - CM BB (Erzie-
hungsdepartement) 

4.6.1 

BS Runder Tisch- Früherfassung von Schüler*innen 
Für Schüler*innen (i.d.R. in der 2. Sekundarstufe), die Unterstützung bei 
der anstehenden beruflichen Orientierung benötigen, organisiert der 
SPD ein Kurzassessment mit der meldenden Person, dem SPD selbst 
und der IV (Berufsberatung, Regionaler Ärztlicher Dienst). Ziel ist die 
frühzeitige Abklärung des Unterstützungsbedarfs durch die IV. 

– Volks-, Sekundarschule 
und Spezialangebote 

– SPD 
– IV-Stelle  

4.6.1 

BS Kooperation zwischen IV und Gap im Rahmen der WEIV 
IV beauftragt das Gap Case Management Berufsbildung (CM BB) mit der 
Begleitung junger Erwachsener in die Berufsbildung.  

– IV-Stelle 
– Gap CM BB (Erzie-

hungsdepartement) 

4.6.1 

BS Kooperation IV-Zentrum für Brückenangebote im Rahmen der WEIV 
Die Kosten für Jugendliche mit heilpädagogischem Förderbedarf im 
Zentrum für Brückenangebote (ZBA) werden von der IV abgegolten. 

– IV-Stelle  
– ZBA (Erziehungsdepar-

tement)  

4.6.1 

BS Kooperationsvereinbarung, um Personen mit Stipendien von der Sozial-
hilfe abzulösen 
Mit der Revision der Stipendienverordnung werden alle Personen mit 
Stipendien des Kantons BS von der Sozialhilfe abgelöst. Unterhaltsbe-
rechtigte Familienangehörige werden weiterhin als eigene Unterstüt-
zungseinheit von der SH unterstützt.  
Personen, bei denen die SH einen weiteren Bedarf an psychosozialer Be-
gleitung zur Sicherung des Ausbildungserfolgs sieht, werden dem AfA 
gemeldet. Der AfA empfiehlt bzw. fordert die Zusammenarbeit mit Gap 
CMBB. 

– Sozialhilfe  
– Amt f. Ausbildungsbei-

träge  
– Gap CM BB (Erzie-

hungsdepartement) 

4.6.3 

SH Projekt Bildungsgutscheine 
Ab 2025 sollen als neue Fördermassnahme Bildungsgutscheine einge-
setzt werden. Die Vorbereitungen werden 2024 umgesetzt. Die Steuer-
gruppe IIZ unterstützt dies und ist für die erfolgreiche Umsetzung ab 
2025 ein wichtiger Partner. Durch diesen Ansatz kann ein breites Publi-
kum mit einem verhältnismässig überschaubaren Aufwand erreicht 
werden.  

– BIZ/Berufsbildung 
– Runder Tisch IIZ 

4.6.4 

VD Die Cellule InterServices des Kantons Waadt ist eine dienststellenüber-
greifende Zusammenarbeit, um besonderen Unterstützungsbedarf 

– Dienststelle für nachob-
ligatorische Ausbildung 

4.6.1 
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KT Beschreibung der Aktivität Beteiligte IIZ-Partner Schnitt-
stelle 

während der Ausbildung bereits im Voraus zu erkennen und die Mass-
nahmen bedarfsgerecht und optimal einzusetzen. Ziel dieser Einheit ist 
es, die Bedürfnisse junger Schulabgängerinnen und -abgänger, die 
während der Schulzeit nicht vollumfänglich profitieren konnten und de-
ren nachschulischer Verlauf unsicher ist, gemeinsam zu klären und ko-
ordinieren. Die Cellule InterServices (CIS) umfasst Vertreterinnen und 
Vertreter verschiedener Generaldirektionen des Kantons Waadt. 

– Direktion für Bildung, 
Jugend und Kultur 

– Abteilung für Sonder-
pädagogik und Ausbil-
dungsförderung 

– Interdisziplinäre Abtei-
lung für Jugendge-
sundheit CHUV 

VS IIZ-Jugendliche: Studie zur Verbesserung der Begleitqualität von Ju-
gendlichen zwischen 13 und 25 Jahren mit Schul- oder Ausbildungs-
abbruch 
Diese Studie in Zusammenarbeit mit der Fachhochschule HES-SO 
(Mandat) hat zum Ziel, die individuellen und institutionellen Ressourcen 
und Schwächen/Risikofaktoren aufzuzeigen, um daraus Empfehlungen 
abzuleiten und ein Betreuungskonzept zu entwickeln. Ziel ist, die Ein-
gliederung der Jugendlichen in den regulären Arbeitsmarkt im Rahmen 
einer Ausbildung ab. 

– Alle IIZ-Partner des 1. 
und 2. Kreises 

4.6.1 

3.7 Koordinationsprojekte mit übergreifender Thematik 

Bei den im vorliegenden Kapitel zusammengefassten Koordinationsprojekten, handelt es sich um 
Projekte, die übergreifende Themen ansprechen oder Rahmenbedingungen schaffen. Sie betreffen 
mehrere IIZ-Partnerinstitutionen. Teilweise sind auch privat-rechtliche Organisationen involviert 
(z.B. Caritas).  

Hervorzuheben ist das Integrale Integrationsmodell (IIM) des Kantons Solothurn, das sich durch 
seine ganzheitliche Strategie und sein Verständnis von IIZ von den anderen Projekten abhebt. Es 
versteht die staatliche und gesellschaftliche Aufgabe der Integration als Ganzes und orientiert sich 
an den individuellen Integrationsbedürfnissen. Im Zentrum steht die Zusammenarbeit der Akteure 
der beiden Systeme Ausländerintegration und Sozialhilfeintegration. Bei Integrationsfragen, welche 
die Schnittstellen zu ALV, IV und Bildung betreffen, erfolgt die Zusammenarbeit nach dem Regel-
strukturansatz. Die IIZ bildet dabei die übergeordnete Organisationsstruktur, die das Thema Integra-
tion über alle Institutionen und Organisationen hinweg koordiniert und steuert.  

3.7.1 Arbeitgeberkontakte und Stellenakquise  
Alle IIZ-Partnerinstitutionen pflegen Kontakte zu den Arbeitgebenden, um für ihre Klient:innen ge-
eignete Ausbildungs- und Arbeitsplätze zu suchen. Dabei können Konkurrenzsituationen zwischen 
den verschiedenen IIZ-Akteuren entstehen. Zielkonflikte der Institutionen, die teils an unterschied-
liche Normen gebunden sind (z.B. IV-Stellen und RAV), hoher Koordinationsaufwand oder fehlende 
politische Verbindlichkeiten führen dazu, dass jede Institution ihre Kommunikationspolitik auf ihre 
eigenen Bedürfnisse ausrichtet und wenig Interesse an Koordination hat. 

Der Schnittstellenbericht (Ecoplan 2018) empfiehlt eine klar geregelte Zusammenarbeit der IIZ-Part-
ner im Bereich der Arbeitgeberkontakte sowie gemeinsame Arbeitgeberservices, die die entspre-
chenden Aufgaben für alle Institutionen wahrnehmen. 

Im Projekt «Triple A» des Kantons Freiburgs wird eine gemeinsame Plattform für offene Praktikums- 
und Arbeitsstellen entwickelt. Künftig können die IIZ-Partnerinstitutionen ihre offenen Stellen, die 
sie selbst nicht besetzen können, auf der Plattform eintragen. Ergänzend zur Plattform wird ein 
Netzwerk zwischen spezialisierten Teams und Unternehmen aufgebaut. 

Mit dem Projekt «Organisationsunabhängige Arbeitsmarktintegration» strebt der Kanton Uri einen 
«maximalen und nachhaltigen Vermittlungs- und Eingliederungserfolg» an. Voraussetzung dafür ist 
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eine schlanke Organisationsstruktur ohne Doppelspurigkeiten. Offene Stellen werden auf dem regu-
lären Arbeitsmarkt akquiriert. Nach Absprache zwischen den beteiligten Institutionen werden diese 
Stellen mit verschiedenen Personengruppen besetzt. Dazu gehören Arbeitslose, Menschen ohne 
Anspruch auf Arbeitslosengeld, Personen mit Behinderung und Menschen, die Schwierigkeiten ha-
ben, sich zu integrieren. Auch Flüchtlinge, vorläufig aufgenommene Personen und junge Menschen, 
die eine Lehrstelle suchen, werden berücksichtigt. Zu diesem Zweck wurde im Amt für Arbeit und 
Migration per Januar 2023 eine neue Abteilung «Job Coaching und Arbeitgeberservice» geschaf-
fen. 

3.7.2 Massnahmenübersicht und Angebotslücken 
Die verschiedenen IIZ-Partner setzen oft sehr ähnliche Bildungs- und Beschäftigungsmassnahmen 
zur Integration von Stellensuchenden ein. Die Massnahmen werden meist von beauftragten Orga-
nisationen durchgeführt. Oft führen dieselben Anbieter gleichzeitig Massnahmen für mehrere IIZ-
Partner durch. Ausserdem sind die einzelnen Angebote der IIZ-Partnerinstitutionen wie Beratung, 
Vermittlung, Abklärung oder andere Bildungs- und Arbeitsintegrationsmassnahmen kaum aufeinan-
der abgestimmt. Dies führt zu Doppelspurigkeiten und Angebotslücken. 

Mögliche Lösungsansätze sind: Gemeinsame Beschaffungskriterien zwischen den IIZ-Partnern de-
finieren. Transparente Kostenschlüssel bei der Beschaffung und die gemeinsame Nutzung von Mas-
snahmen erhöhen die gegenseitige Akzeptanz. Zusätzlich ermöglichen Kooperationsvereinbarun-
gen einen systemübergreifenden Einsatz von Massnahmen.  

Im Projekt «Angebotskette IIZ» des Kantons Bern wird eine bedarfsgerechte Angebotskette für die 
Zielgruppe der IIZ entwickelt. Doppelspurigkeiten und Angebotslücken sollen identifiziert und ge-
schlossen werden. Die Erkenntnisse aus der Analysephase geben Hinweise auf den Anpassungsbe-
darf und den weiteren Projektverlauf. Gleichzeitig werden in der Analysephase die rechtlichen Rah-
menbedingungen der einzelnen IIZ-Institutionen im Beschaffungs- und Vertragswesen geklärt. 

In eine ähnliche Richtung geht die «Massnahmenübersicht» des Kantons Neuenburg. Eine interdis-
ziplinäre Arbeitsgruppe erstellt eine Liste aller Massnahmen, die von den an der IIZ beteiligten Part-
nern in Auftrag gegeben wurden. Diese Zusammenstellung ermöglicht einen Überblick über beste-
hende Vereinbarungen und Kooperationen. Die Übersicht soll den systematischen Informationsaus-
tausch zwischen den Stellen unterstützen, welche die Budgets für externe Mandate und Leistungs-
aufträge verwalten (z.B. sozialberufliche Massnahmen, Berufs- und Beschäftigungsmassnahmen, 
Massnahmen der IV usw.). 

3.7.3 Datenaustausch und Datenschutz 
Eine funktionierende IIZ ist auf einen transparenten Informationsaustausch angewiesen, um adä-
quate Lösungen für Menschen in schwierigen Lebenssituationen erarbeiten zu können. Informatio-
nen über die Eingliederungsstrategie, die geplanten Massnahmen und die psychosozialen Ressour-
cen helfen, die betroffenen Personen bedarfsgerecht zu unterstützen.  

Die Zusammenarbeit zwischen den Sozialversicherungen wird durch das ATSG geregelt (Art. 32 Abs. 
1 und 2 ATSG zur Amts- und Verwaltungshilfe zwischen den Sozialversicherungen). Die entspre-
chenden Gesetze legen fest, ob die Einwilligung der versicherten Person erforderlich ist oder nicht.  

Nach Art. 85f Abs. 2 AVIG dürfen Institutionen, die zur Arbeitslosenversicherung gehören, Daten mit 
anderen Behörden oder Institutionen austauschen, wenn dafür ein Gegenrecht besteht (Art. 85f 
Abs. 1 AVIG). Dieses Gegenrecht muss nicht im Gesetz stehen. Die Behörde/Institution muss 
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berechtigt sein, die Daten herauszugeben. Wenn es keine gesetzliche Grundlage gibt, welche den 
Datenaustausch ermöglicht, ist dafür die Einwilligung der betroffenen Person erforderlich. Das Ge-
genrecht kann dann mit dieser Einwilligung erfolgen.  

Auch wenn der Datenschutz das Funktionieren der IIZ nicht grundsätzlich in Frage stellt, führen die 
unterschiedlichen Rechtsgrundlagen der an der IIZ beteiligten Institutionen häufig zu datenschutz-
rechtlichen Unsicherheiten. Das revidierte Datenschutzgesetz, das seit dem 1.09.2023 gilt, hat neue 
Fragen aufgeworfen.  

Der Kanton Wallis hat in der Folge eine Arbeitsgruppe eingesetzt, die sich aus Juristinnen und Ju-
risten der verschiedenen IIZ-Partnerinstitutionen zusammensetzt. Diese prüft unter dem Vorsitz der 
IV-Stelle, ob die bisherige Praxis der Verwendung der AHV-Nummer für die Datenübermittlung der 
von den Partnerinstitutionen als IIZ-Fälle betreuten Personen mit dem geltenden Recht vereinbar 
ist. Die Daten werden für statistische Auswertungen verwendet. 

Tabelle 10: Koordinationsprojekte mit übergreifender Thematik   

KT Beschreibung der Aktivität Beteiligte IIZ-Partner Schnitt-
stelle 

BE Angebotskette IIZ 
Entwicklung einer bedarfsgerechten Angebotskette für die Zielgruppe 
der IIZ. Doppelspurigkeiten und Angebotslücken sollen identifiziert und 
geschlossen werden. Die Erkenntnisse aus der Analysephase geben 
Hinweise auf Anpassungsbedarf und den weiteren Projektverlauf. 

– Alle IIZ-Partner 4.7.2  

FR  Triple A 
Entwicklung einer gemeinsamen Plattform für offene Praktikums- und 
Arbeitsstellen. Die Partnerinstitutionen können ihre offenen Stellen, die 
sie selbst nicht besetzen können, auf der Plattform eintragen. Ergän-
zend zur Plattform wird ein Netzwerk zwischen Spezialistenteams und 
Unternehmen aufgebaut. 

– IV-Stelle 
– ALV/RAV 
– Regionale Sozialdienste 
– ORS, Caritas 

4.7.1 

NE Massnahmenübersicht 
Eine interdisziplinäre Arbeitsgruppe erstellt eine Liste aller Massnahmen, 
die von den an der IIZ beteiligten Partnern in Auftrag gegeben wurden. 
Diese Zusammenstellung ermöglicht einen Überblick über die bestehen-
den Partnerschaften und Kooperationen. Die Übersicht bildet zudem die 
Grundlage für einen systematischen Informationsaustausch zwischen 
den Stellen, welche die Budgets für externe Mandate / Leistungsauf-
träge verwalten (z.B. sozialberufliche Massnahmen, Berufs- und Be-
schäftigungsmassnahmen, IV-Massnahmen usw.). 

– Alle IIZ-Partner 4.7.2 

SO Integrales Integrationsmodell (IIM)  
Das IIM verfolgt einen interdisziplinären Ansatz und vernetzt verschie-
dene staatliche und private Handlungsfelder. Es umfasst die Hand-
lungsfelder soziale Integration, Bildungsintegration, berufliche Integra-
tion und Sprachförderung. Die Handlungsfelder können modular be-
trachtet werden, weisen aber eine hohe Durchlässigkeit auf und verlau-
fen häufig parallel. Als Querschnittsprozesse dienen das kontinuierliche 
Fallmanagement und die Potenzialabklärung. 

– Amt für Gesellschaft und 
Soziales 

– Amt für Berufsbildung, 
Hoch- und Mittelschulen 

– Amt für Wirtschaft und 
Arbeit, 

– Gemeinden und Sozialre-
gionen 

 

UR Organisationsunabhängige Arbeitsmarktintegration 
Angestrebt wird ein «maximaler und nachhaltiger Vermittlungs- und 
Eingliederungserfolg» auf der Basis einer schlanken Organisationsstruk-
tur ohne Doppelspurigkeiten. Offene Stellen sollen auf dem Arbeitsmarkt 
akquiriert und nach interinstitutioneller Absprache mit arbeitslosen oder 
ausgesteuerten Personen, Personen mit einer Behinderung, besonders 
schwer vermittelbaren Personen, Flüchtlingen oder vorläufig Aufge-
nommenen sowie Lehrstellensuchenden besetzt werden. Zu diesem 
Zweck wurde im Amt für Arbeit und Migration per 1. Januar 2023 eine 
neue Abteilung «Job Coaching und Arbeitgeberservice» geschaffen. 
 

– Amt für Arbeit und Migra-
tion  

– Amt für Soziales 
– Abteilungsleitung Einglie-

derung IV 
– Abteilungsleitung In-

tegration 
– Regionale Sozialdienste 

4.7.1 

VS Datenschutz 
Eine Arbeitsgruppe, bestehend aus Juristinnen und Juristen der ver-
schiedenen IIZ-Partnerdienste unter dem Vorsitz der IV-Stelle, soll si-
cherstellen, dass die Datenübermittlung in Form von Empfängerlisten 
über die AHV-Nummer mit dem geltenden Recht vereinbar ist. 

– Alle IIZ-Partner 4.7.3 
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3.8 Schlussbetrachtungen  

Die interinstitutionelle Zusammenarbeit wird primär in den Kantonen umgesetzt und gelebt. Sie sind 
die Seismografen. Die Mitarbeitenden der IIZ-Partnerinstitutionen stehen in direktem Kontakt mit 
den Betroffenen und den Arbeitgebenden und deren Bedürfnissen. Das heisst, sie sind nahe an den 
Fragen und Herausforderungen, die sich in der täglichen, fallbezogenen Zusammenarbeit stellen. 
Die Institutionslogiken sind nach wie vor sehr stark. Interessen- und zielgeleitet passen sie oft nicht 
optimal zusammen. Um die sich daraus ergebenden Herausforderungen in der Praxis zu lösen, 
braucht es oft die übergeordnete politische oder strategische Ebene. Wie die zahlreichen Projekte 
und Programme zeigen, sind die Kantone bereit, die drängenden Koordinationsfragen anzugehen 
und pragmatische Lösungen zu finden.  

Die IIZ-Koordinator:innen haben in der Befragung insgesamt 47 Schnittstellen gemeldet. In fast allen 
Kantonen gibt es mindestens ein Projekt. Es ist durchaus möglich, dass in den Kantonen noch wei-
tere Koordinationsprojekte oder Zusammenarbeitsvereinbarungen bestehen, die aber von den Ko-
ordinator:innen nicht genannt wurden. Obwohl die IIZ-Partner an den Schnittstellen teilweise sehr 
aktiv zusammenarbeiten, laufen die Projekte und Vorhaben nicht immer unter dem «Label IIZ». Wür-
den die Aktivitäten indes unter dem IIZ-Label geführt, würde dies auch die Sichtbarkeit und Akzep-
tanz der IIZ erhöhen. 

Bei den meisten Projekten und Programmen, die im vorliegenden Bericht vorgestellt wurden, han-
delt es sich um dauerhafte Kooperationen. Am häufigsten koordinieren die Kantone die Zusammen-
arbeit an der Schnittstelle zwischen ALV und Sozialhilfe. An dieser Schnittstelle sind auch die zu 
klärenden Fragen sehr vielfältig, was sich in den zahlreichen Projekten und Vorhaben widerspiegelt. 
Auch zwischen dem Bildungsbereich und den anderen IIZ-Partnern wurden zahlreiche Projekte ge-
nannt. Die Verteilung dieser Projekte auf die Kantone ist jedoch sehr unterschiedlich. In einigen Kan-
tonen ist die Zusammenarbeit zwischen dem Bildungsbereich und den IIZ-Partnern sehr aktiv, in 
anderen eher nicht. Die Anzahl der Koordinationsprojekte zwischen ALV und Migration oder zwi-
schen IV und Sozialhilfe ist bisher noch gering. 

Obwohl in der kantonalen Praxis aktiv an verschiedenen Schnittstellen zusammengearbeitet wird, 
bleiben Fragen und Herausforderungen offen, die auf der übergeordneten kantonalen oder nationa-
len Ebene zu klären sind.  

Dazu zählen etwa Fragen, die das Ende der Vorleistungspflicht der ALV bereits mit dem IV-Vorbe-
scheid betreffen. Für die Betroffenen kann dies zu finanziellen Problemen bis zur ersten Rentenzah-
lung führen, was sich wiederum negativ auf den Gesundheitszustand auswirken kann.  

Für eine gemeinsame Angebotsplanung oder grössere IIZ-Projekte fehlen oft die personellen und 
finanziellen Ressourcen. Hier braucht es innovative Ideen und Grundlagen für gemeinsame Finan-
zierungstöpfe. 

Genannt wurden auch fehlende rechtliche Rahmenbedingungen, z.B. bei der IV, um den Informati-
onsfluss und damit das Fallmanagement optimaler und effizienter umzusetzen und die Potenziale 
der Klient:innen besser einschätzen, fördern und nutzen zu können. 
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